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„Man erkennt den Wert einer Gesellschaft daran, wie sie mit 
den Schwächsten ihrer Glieder verfährt.“ Diese Messlatte, die 
Gustav Heinemann in der Ära des Deutschen Wirtschaftswun-
ders an eine „gute Gesellschaft“ anlegte, gilt einmal mehr in 
Zeiten, in denen die Verwerfungen des Arbeitsmarktes und 
des Sozialstaates dazu beitragen, dass die „schwächsten Glie-
der“ zahlenmäßig mehr und schwächer werden.

Die vorliegende Studie nimmt diejenigen Menschen in den Blick, 
die zu den Schwächsten unserer Gesellschaft gehören, weil sie 
unter starkem wirtschaftlichem Druck stehen und die unverän-
dert unzureichenden Rahmenbedingungen für die Vereinbarkeit 
von Erwerb und Fürsorge sie besonders treffen: Das sind die 
Frauen mit geringem Einkommen. Sie sind als Frauen von 
vornherein anders im Arbeitsmarkt positioniert als Männer – 
und das einmal mehr, wenn sie Mütter sind und/oder ältere 
Angehörige betreuen, weil diese Tätigkeiten nach wie vor mehr 
an den Frauen „hängen bleiben“ als an den Männern.

Warum diese Studie? In den vergangenen Jahrzehnten und 
auch in dieser Legislaturperiode wurde politisch einiges auf 
den Weg gebracht, um ein besseres Einkommen auch für ge-
ringfügig oder im Niedriglohnsektor Beschäftigte zu erreichen. 
Auch wurden beispielsweise mit dem Ausbau und der kos-
tenfreien Nutzung von Kita-Plätzen bessere Voraussetzungen 
für die Vereinbarkeit von Erwerbsleben und Familie geschaffen. 
Vor allem Frauen profitieren von diesen Verbesserungen, auch 
wenn hier noch einiges mehr seitens Politik und Wirtschaft zu 
tun ist. Gleichzeitig stellen wir fest, dass gerade Frauen oft in 
traditionellen Geschlechterrollen verharren und zu den politisch 
Enttäuschten gehören.

Unzufriedenheit von Menschen findet auch in ihrer Wahlent-
scheidung Ausdruck. Bei der letzten Bundestagswahl wurde 
erstmals seit Jahrzehnten wieder eine rechtspopulistische Par-
tei gewählt. Auch Frauen wählen Rechtspopulismus: 17 Prozent 
der Frauen in Ostdeutschland und acht Prozent der Frauen in 
Westdeutschland haben ihr Kreuz bei der AfD gemacht. Wa-
rum wählen Frauen Rechtspopulist_innen? Und zugespitzter 
gefragt: Wegen oder trotz des Angebotes, wieder zu einer 
traditionellen häuslichen und gesellschaftlichen Arbeitsteilung 
zurückzukehren? Ist die Alternative für Deutschland eine Al-
ternative für Frauen, die sich von traditionellen Geschlechter-
rollen Entlastung erhoffen?

Frauen wenden sich aber auch von den Angeboten der Sozi-
alen Demokratie ab. Was hat das mit der Geschlechter- und 
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Familienpolitik im Bund und in den Ländern der letzten Jahre 
zu tun? Welchen Parteien werden die geschlechter- und fami-
lienpolitischen Reformen zugerechnet? Und welchen Frauen 
und  Familien haben sie wirklich Entlastung gebracht – und 
welchen nicht? Hatten Frauen und Familien der ökonomisch 
erfolgreichen Mittelschicht Vorrang vor denen in unteren Ein-
kommensschichten?

Frauen mit geringem Einkommen sind in der Regel in Erwerbs-
verhältnissen, die von „guter Arbeit“ weit entfernt sind. Das 
bedeutet zum einen, dass jeder Cent zählt, besonders für die 
Mütter unter ihnen. Das bedeutet zum anderen, die Verein-
barkeit mit Fürsorge für Kinder und/oder ältere Angehörige 
ist mit prekären Jobs noch schwieriger zu erlangen als mit 
anderen Jobs. Denn die notwendige Zeitsouveränität fehlt, 
und das Einkommen ist zu gering, um mögliche Betreuungs-
lücken privat kompensieren zu können. Für Frauen ohne Part-
nerschaft kommt hinzu, dass die Möglichkeiten des partner-
schaftlichen Auffangens finanzieller Engpässe oder nicht 
abgedeckter Fürsorgebedarfe nicht vorhanden sind. Nicht 
zuletzt sind Frauen unterhalb der Mittelschicht von Abstiegs- 
und Altersängsten durchdrungen, selbst wenn sie mit ihrer 
aktuelle Lebenssituation zufrieden sind.

Gleichzeitig kämpfen gerade Frauen mit geringem Einkommen 
auch um Anerkennung, denn ihr unter erschwerten Bedin-
gungen erbrachter alltäglicher Beitrag zum Zusammenhalt 
unserer Gesellschaft wird nicht ausreichend gewürdigt.

Deshalb fragen wir in dieser Studie: Wie sieht ein „besseres 
Morgen“ für Frauen unterhalb der Mittelschicht aus; 
wodurch lassen sich ihre Lebensrealitäten verbessern?

In Deutschland bestehen aufgrund unterschiedlicher histori-
scher Ausgangslagen hinsichtlich des Selbstverständnisses von 
Frauen in Bezug auf Gleichberechtigung und Vereinbarkeit 
einige Unterschiede zwischen Ost und West. Die These ist: 
Auch 30 Jahre nach der Friedlichen Revolution wirken diese 
Unterschiede nach. Daher haben wir unsere Fragen an Frauen 
in Ostdeutschland und in Westdeutschland gerichtet und ihre 
Antworten vergleichend betrachtet. Welche ostdeutschen 
und westdeutschen Spezifika lassen die Lebensrealitä-
ten erkennen, und wieviel Angleichung hat stattge-
funden?

Eine Erkenntnis aus der vorliegenden Studie ist: Die hohe Zu-
stimmung zu den geschlechter- und familienpolitischen Maß-

nahmen, die in den letzten Jahren auf den Weg gebracht 
wurden, zeigt: Der eingeschlagene Weg ist richtig. Aber er 
bringt noch nicht genug Entlastung für Frauen mit geringem 
Einkommen. Das „bessere Morgen“ ist für sie nicht absehbar –  
und auch nicht genug als Angebot der Sozialen Demokratie 
erkennbar.

Das sind wegweisende Erkenntnisse für eine politische Stiftung, 
die soziale Teilhabe und politische Teilhabe in enger Verbin-
dung sieht und verbessern will. Diese Studie liefert wichtige 
Ergebnisse und politische Handlungsempfehlungen, um Frauen 
mit geringem Einkommen ein „besseres Morgen“ zu eröffnen.

Wir danken den Autor_innen von Ipsos für die gute Zusammen- 
arbeit sowie den Kolleg_innen der FES aus dem Team „Ge-
schlechtergerechtigkeit“ für die sehr fruchtbare Kooperation.

DR. UTA KLETZING & DR. STEFANIE ELIES
Forum Politik und Gesellschaft
Friedrich-Ebert-Stiftung
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2.1  HINTERGRÜNDE UND  
FORSCHUNGSFRAGEN

„Deutschland geht es gut – sehr gut sogar“ (Kempf 2018). 
Zitate wie dieses las und hörte man vielfach in den vergange-
nen zehn Jahren. Die deutsche Wirtschaft wuchs kontinuierlich.

Gleichzeitig, von 2005 bis 2017, stieg aber auch die Armuts-
gefährdungsquote an. Erst zwischen 2017 und 2018 sank sie 
wieder minimal um 0,3 Prozent (Statistisches Bundesamt 
2019a). Finanzielle Unsicherheit und Armut bestimmen dem-
nach den Alltag vieler Menschen in Deutschland. 

Um die Ursachen und Folgen dieser bedrohlichen finanziellen 
Situation besser zu verstehen, ist es notwendig, zwischen Frau-
en und Männern und zwischen Ost- und Westdeutschland zu 
differenzieren. Denn zum einen besteht zwischen Männern 
und Frauen eine deutliche Entgeltlücke von 21 Prozent sowie 
eine Rentenlücke von sogar 26 Prozent (Statistisches Bundes-
amt 2019b; Zeit Online 2019). Armut hat in Deutschland also 
eine Gender-Komponente. Zum anderen existieren beachtens-
werte regionale Unterschiede: Auch 30 Jahre nach der Wie-
dervereinigung divergieren Ost- und Westdeutschland eklatant 
in Bezug auf die wirtschaftliche Situation der Bürger_innen. 
Zwar weist die Differenz bei den relativen Einkommen eine 
sinkendende Tendenz auf; und doch hängt finanzielle Unsi-
cherheit auch davon ab, ob man in Ost- oder Westdeutschland 
lebt (WSI 2019). Die regionalen Unterschiede in der Daseins-
vorsorge werden zudem infolge der demografischen Entwick-
lung und der Abwanderung junger, gut ausgebildeter Men-
schen voraussichtlich weiter zunehmen (Fink et al. 2019). 

Mit dem Anstieg der Armutsgefährdung veränderte sich auch 
die politische Landschaft in Deutschland. Die etablierten Volks-
parteien leiden unter einer Wähler_innenabwanderung, wäh-
rend Parteien und neue Gruppierungen an den (politischen) 
Rändern deutlichen Zuspruch erfahren. Liefert gerade die So-
ziale Demokratie unzureichende oder nicht die richtigen Ant-
worten für Frauen in Zeiten struktureller Unsicherheit? Die 
Wähler_innen nehmen dies offenbar so wahr, denn das Zu-
rückrollen sozialstaatlicher Leistungen wird vielfach als zent-
raler Grund für die Wähler_innenabwanderung gesehen (Bet-
zelt/Bode 2017; Hilje 2018). Welche Rolle kann zielgerichtete 
Geschlechter- und Familienpolitik spielen, wenn es darum geht, 
die individuellen Handlungsspielräume von Frauen zu vergrö-
ßern? Kann eine solche Politik Frauen wieder stärker an die 
Soziale Demokratie binden?

Vor dem Hintergrund der hier geschilderten Problematik wur-
de Ipsos von der Friedrich-Ebert-Stiftung beauftragt, einen 
wissenschaftlichen Blick auf die Lebensrealitäten von Frauen 
mit und ohne Kinder unterhalb der Mittelschicht in Ost- und 
Westdeutschland zu werfen und sie hinsichtlich folgender Fra-
gestellungen zu analysieren: Wodurch lassen sich die Le-
bensrealitäten von Frauen unterhalb der Mittelschicht 
verbessern? Welche Rolle spielt dabei Geschlechter- und 
Familienpolitik, und inwiefern beeinflusst sie die Beteiligung 
und Präferenzen dieser Frauen bei Wahlen? Parallel hierzu soll-
te auch die Frage beleuchtet werden, inwieweit sich Gemein-
samkeiten und Unterschiede in den Lebensrealitäten von Ost- 
und Westdeutschland erkennen lassen.

In einem ersten Schritt wurde eine Analyse empirischer Stu-
dien durchgeführt, die sich auf die Themenbereiche prekäre 
Einkommenslagen, Barrieren zur Entfaltung des Lebensent-
wurfs, Treiber der Wahlentscheidung in prekären Lebenslagen 
und Relevanz von Geschlechter- und Familienpolitik konzent-
riert. Die zentralen Ergebnisse der Recherche und die darauf 
basierenden Implikationen für die vorliegende Studie werden 
im Folgenden genauer erläutert. 

2.
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2.2  FORSCHUNGSSTAND UND -METHODIK

Die Forschungsperspektive der vorliegenden Studie lehnt sich 
an den Lebenslagenansatz an.1 Die Lebenslage wird maßgeb-
lich, aber nicht ausschließlich, durch die vorhandenen finanzi-
ellen Ressourcen bestimmt, da diese einen wesentlichen Rah-
men für individuelle Handlungsspielräume setzen. Prekäre 
Einkommenslagen, um die es in der Studie geht, können re-
lativ objektiv bestimmt werden – etwa mithilfe des Äquiva-
lenzeinkommens.

Das Netto-Äquivalenzeinkommen ist ein auf der Basis 
des Haushaltsnettoeinkommens berechnetes bedarfs-
gewichtetes Pro-Kopf-Einkommen je Haushaltsmit-
glied. Menschen, die ein Netto-Äquivalenzeinkommen 
unterhalb von 60 Prozent des mittleren bedarfsge-
wichteten Nettoeinkommens haben, gelten nach 
EU-Standards als armutsgefährdet – und befinden sich 
somit in einer prekären Einkommenslage.2 

Die in dieser Studie untersuchten Frauen beziehen ein Einkommen, 
welches unterhalb von 60 Prozent des mittleren bedarfsgewich- 
teten Nettoeinkommens liegt. Dies ist das durch die Befragten- 
Auswahl einheitlich gestaltete Merkmal der befragten Frauen.

Jedoch ist Armut nicht gleich Armut. Zur vollständigen Be-
schreibung der Lebenslagen von Menschen gehört neben der 
Einkommenslage auch der Blick auf ihr Lebensumfeld, bei-
spielsweise die unterschiedliche Unterstützung, die ihnen 
durch Freund_innen und Familie zuteilwird, oder weitere Ein-
flussfaktoren auf die individuelle Fähigkeit, den Alltag zu meis-
tern. Zur Lebenslage gehört auch, wie Menschen ihre persön-
liche Lebensrealität selbst bewerten. Für diese Bewertung 
spielt eine Rolle, inwiefern die Lebenslage dem eigenen Le-
bensentwurf entspricht oder nicht und wie sehr die eigene 

1	 Das Lebenslagenkonzept wurde beispielsweise auch im ersten Armuts- 
und Reichtumsbericht des Bundesministeriums für Arbeit und Soziales 
2001 verwendet (BMAS 2001).

2	 Das Äquivalenzeinkommen ist ein Wert, der das Gesamteinkommen 
des Haushalts in Bezug auf die Anzahl der Haushaltsmitglieder (unter 
Berücksichtigung des Alters) wiedergibt. Es wird angenommen, dass 
sich durch gemeinsames Wirtschaften Einsparungen erreichen lassen. 
Es wird u. a. zur Berechnung von Einkommensverteilungen und Armut 
verwendet (siehe hierzu Statistisches Bundesamt 2019c). Für die Be-
rechnung des Nettoäquivalenzeinkommens einer Bedarfsgemeinschaft, 
zum Beispiel einer Familie, wird die Summe aller Einkünfte nicht durch 
die Anzahl der Mitglieder, sondern durch ein errechnetes Gesamtge-
wicht der Bedarfsgemeinschaft geteilt. Nach EU-Standard wird zur Be- 
darfsgewichtung die neue OECD-Skala verwendet. Danach wird zu-
nächst der ersten erwachsenen Person im Haushalt das Bedarfsge-
wicht = 1 zugeordnet, für die weiteren Haushaltsmitglieder werden 
Gewichte von < 1 eingesetzt (0,5 für jede weitere Person im Alter 
von 14 und mehr Jahren und 0,3 für jede weitere Person im Alter von 
unter 14 Jahren). Das Addieren dieser Faktoren ergibt schließlich ein 
Gesamtgewicht für diese Familie. Eine Familie, bestehend aus zwei Er-
wachsenen und zwei Kindern unter 14 Jahren, hat somit eine Gewich- 
tung von 2,1. Anschließend wird das Netto-Haushaltseinkommen 
durch den Faktor des Gesamtgewichts dividiert, um das Netto-Äqui-
valenzeinkommen zu berechnen. Im nächsten Schritt wird das be-
rechnete Netto-Äquivalenzeinkommen mit dem bundesweiten Me-
dian verglichen. Liegt das Äquivalenzeinkommen unterhalb der 60-%- 
Grenze des Medians, so liegt eine prekäre Einkommenslage vor.

Lebensrealität vom Lebensentwurf abweicht und aus welchen 
Gründen.

Die Lebensentwürfe von Frauen treffen laut Forschungsstand 
auf folgende strukturellen Einflüsse, die Abweichungen in der 
Lebensrealität vom Lebensentwurf bedingen können:

Die Beschäftigungsform von Frauen verändert sich oftmals 
mit der Familiengründung, weil die Fürsorgepflichten mit dem 
Beruf vereinbart werden müssen. Das hat jedoch häufig weit-
reichende Folgen. Nicht mehr in Vollzeit arbeiten, wie es be-
sonders auf Mütter in Westdeutschland zutrifft3, bedeutet zum 
einen unmittelbare finanzielle Einbußen in der Gegenwart wie 
für die Zukunft hinsichtlich der Rente. Zum anderen werden 
die Einbußen weiter verstärkt, wenn die familienbedingte Teil-
zeitphase dauerhaft berufliche Aufstiegschancen und damit 
Einkommenschancen verringert bzw. begrenzt. 

Gleichzeitig hat der Umbau des Sozialstaats zu Abstiegsängsten 
in der Gesellschaft geführt, die die Menschen in ihren mögli-
cherweise unbefriedigenden Arbeitsverhältnissen verharren 
lässt. Im Zuge der Agenda 2010 nahm der Wettbewerb auf dem 
Arbeitsmarkt zu, und die Angst vor fehlender sozialer Absi-
cherung stieg an (Betzelt/Bode 2017). Die Angst vor dem Ab- 
stieg infolge von Hartz-IV-Bezug wird als Grund dafür genannt, 
dass Arbeitsangebote heute schneller angenommen und 
schlechte Arbeitskonditionen ertragen werden. Die gesichtete 
Literatur geht nicht auf mögliche Geschlechterunterschiede ein, 
weshalb sich ein Blick auf die spezifischen Umstände und Aus- 
prägungen gerade bei Frauen mit und ohne Kinder abermals lohnt.

Angesichts weiterhin bestehender Geschlechterrollen, also ge- 
schlechterstereotyper Verhaltenserwartungen, ist davon aus-
zugehen, dass der Alltag zwischen Beruf und Familie für Müt-
ter einmal mehr mit Herausforderungen verbunden ist. Unter-
suchungen zeigen, dass gerade Mütter mit vielfältigen, oftmals 
widersprüchlichen Erwartungen seitens ihres Umfelds und der 
Gesellschaft konfrontiert werden, die sich hinsichtlich ihrer 
Umsetzbarkeit im Alltag nicht selten als unvereinbar erweisen.

Besonders in Westdeutschland ist das Bild der „Rabenmutter“ 
als Negativbewertung der erwerbstätigen Mutter noch weit 
verbreitet und prägt zweifelsohne die individuellen Vorstel-
lungen von der guten Vereinbarung von Beruf und Familie. 
Gleichzeitig sehen sich gerade Mütter unterhalb der Mittel-
schicht aus finanziellen Gründen gezwungen zu arbeiten, wo-
durch dem Entscheidungsspielraum bezüglich ihres individu-
ellen Vereinbarkeitsmodells von vornherein Grenzen gesetzt 
sind.4 Die Doppelbelastung aus Familien- und Erwerbsarbeit 
führt jedoch nicht selten zu einer Überforderung.

Die Folge: Mütter wünschen sich die traditionelle Arbeitstei-
lung zurück, die sie von der Erwerbsarbeit befreit. Überra-

3	 Dies wird in der Literatur teilweise als „Retraditionalisierung“ bezeichnet. 
Trotz des Wunsches nach einer gleichberechtigten Partnerschaft ar-
beiten mit Beginn der Elternschaft Väter häufiger Vollzeit als Mütter 
(Wippermann 2015). 

4	 Wippermann deutet in seiner Studie darauf hin, dass junge Frauen 
gerne weniger arbeiten würden, dies jedoch aufgrund ihrer finanziellen 
Situation nicht tun können (Wippermann 2016). 
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schenderweise ist dies laut Wippermann (2015 und 2016) 
besonders bei jungen Müttern in Ostdeutschland der Fall.5 Mit 
dieser traditionellen Arbeitsteilung gehen jedoch wiederum 
finanzielle Risiken einher, da sie auf eine stabile Partnerschaft 
mit einem „Ernährer“ setzt..

Bezüglich der ersten Fragestellung der Studie, wodurch sich 
die Lebensrealitäten von Frauen unterhalb der Mittelschicht 
verbessern ließen, zeigt der Forschungsstand also zum einen 
eine hohe Zerrissenheit von Müttern mit prekärem Einkommen, 
auf die politische Lösungsansätze eingehen sollten. Zum an-
deren ist für Ost- und Westdeutschland aufgrund verschiede-
ner soziokultureller Prägungen im Lebensverlauf (Selbstver-
ständnisse, gesellschaftliche Einstellungsmuster bzgl. 
Vereinbarkeit etc.) von geschlechter- und familienpolitisch 
relevanten Differenzierungen auszugehen, die bei der Ent-
wicklung politischer Lösungsansätze zu bedenken sind.

Was sagt der Forschungsstand dazu, welche Rolle Geschlech-
ter- und Familienpolitik für die Beteiligung und Präferenzen 
von Frauen in prekären Einkommenslagen bei Wahlen spielt? 
Analysen der gesellschaftlichen Schicht unterhalb der Mitte 
zeigen, dass diese zur Nichtwahl oder zur Wahl der AfD ten-
diert.6 Der hohe Nichtwähler_innenanteil wirft die Frage nach 
der generellen Relevanz von Politik für das Leben dieser Be-
völkerungsgruppe auf. Aus welchen Gründen speziell Frauen 
unterhalb der Mittelschicht häufig nicht wählen, wird in der 
gesichteten Literatur kaum thematisiert. Es deutet sich aber 
an, dass Gefühle von Ausgrenzung und von fehlender Ein-
flussmöglichkeit auf die Politik die Nichtwahl bedingen könn-
ten: Frauen fühlen sich von der Politik nicht repräsentiert, weil 
sie ihre Interessen nicht vertreten sehen und es ihnen an Ver-
trauen in das politische System allgemein fehlt.

Die Rolle der geschlechter- und familienpolitischen Politikan-
gebote für die Wahlbeteiligung und ‑entscheidung von Frau-
en wurde bisher nicht untersucht, aber einige Forschungsaus-
sagen lassen gewisse Rückschlüsse zu:

Faus et al. (2016) schreiben, dass eine große Mehrheit (84 Pro- 
zent) der von ihnen Befragten der Aussage zustimmt, dass 
Familien mit Kindern mehr Unterstützung benötigen. Diese Zu- 
stimmung ist dabei am höchsten unter berufstätigen Männern 
und Frauen sowie unter alleinerziehenden Männern und Frauen.

Wippermann (2015) hebt hervor, dass Kinderbetreuung als 
zentrale Grundlage für gleiche Chancen auf dem Arbeitsmarkt 
gilt. Ob die Unterstützungsmaßnahmen dann auch tatsächlich 
unterstützen, hängt maßgeblich von den Familienmodellen 
und Lebensformen ab, von denen sie ausgehen. Hier kommen 
Boll und Beblo (2013) zu dem Schluss, dass Geschlechter- und 
Familienpolitik gemeinhin eher für klassische heteronormative 
Lebensmodelle gemacht wird.

5	 Wippermann (2015 und 2016) führt die Hypothese an, dass junge 
Frauen im heutigen Ostdeutschland infolge der Abwanderung von 
formell hochqualifizierten Frauen in den Westen oftmals über eine ge-
ringere formelle Bildung verfügen und eine traditionelle Werteorien-
tierung aufweisen. 

6	 Betrachtet wurden die in den folgenden Studien vorkommenden Pre-
kariats-Typen: Müller-Hilmer/Gagné (2018); Faus et al. (2016) sowie 
Wippermann (2016).

Die Geschlechter- und Familienpolitik hat das Potenzial und in 
gewisser Hinsicht auch die Verpflichtung, Frauen ohne und 
mit Kindern zu entlasten und ihre Handlungsspielräume zu 
vergrößern. Wie sie das besser tun kann als bisher, ist Gegen-
stand dieser Untersuchung.

Zur Forschungsmethodik: Alle untersuchten Frauen befinden 
sich in einer prekären Einkommenslage und sind zwischen 30 
und 70 Jahre alt. Das Mindestalter von 30 Jahren wurde fest-
gelegt, da laut Forschungsstand davon auszugehen ist, dass 
in diesem Alter ein bestimmter Wendepunkt im Leben erreicht 
ist: Frauen haben zu diesem Zeitpunkt erste zentrale Weichen 
zur Erfüllung ihres Lebensentwurfs gestellt oder wurden aus 
verschiedenen Gründen daran gehindert. Die Frauen ohne 
Kinder haben bezüglich der eigenen gewünschten bzw. nicht 
gewünschten Mutterschaft zumindest erste Überlegungen 
angestellt.7 Auch soll in der Studie die sogenannte „Rushhour 
des Lebens“ (Bundesinstitut für Bevölkerungsforschung 2019) 
abgebildet werden, die die „Lebensphase mit hoher zeitlicher 
Belastung und konzentrierten Lebensentscheidungen“ (Bun-
desinstitut für Bevölkerungsforschung 2019) bezeichnet.8

Jedoch soll die Studie neben der Fürsorge für Kinder auch die 
Fürsorge in Form von Pflege abbilden sowie bestimmte Verän- 
derungen in den Lebensrealitäten (z. B. durch Trennungen) 
mit einbeziehen, die sich meist erst später im Leben einstellen. 
Das macht die Befragung älterer Frauen erforderlich. Das 
Höchstalter wurde jedoch auf 70 Jahre festgelegt, weil die 
Familienphase mit Kindern für die Befragten in diesem Alter 
noch konkret erinnerbar und damit in der Befragung abrufbar 
sein sollte.

Hinsichtlich der weiteren Merkmale der Frauen und ihrer Le-
bensrealitäten wurden in der qualitativen und der quantitati-
ven Befragung jeweils unterschiedliche Schwerpunkte gesetzt.

Die qualitative Erhebung (Juli 2019) bestand aus ethnogra- 
fischen Einzelinterviews und Fokusgruppen, die jeweils in glei-
cher Anzahl in Sachsen und Nordrhein-Westfalen durchgeführt 
wurden (siehe Tabelle 1). Die Regionen eignen sich für die  
Untersuchung der genannten Fragestellungen, da sie einerseits 
über strukturelle Ähnlichkeiten verfügen (u. a. mit Blick auf 
Bevölkerungsstruktur, Strukturwandel vs. Strukturkrise,9 Miet-
preise und Einkommen), andererseits aber unterschiedliche 
soziokulturelle Prägungen aufzeigen (Ost- und Westdeutsch-
land). 

Bei der qualitativen Fallauswahl wurde der Fokus auf die Le-
bensrealität von Müttern in verschiedenen Lebenssituationen 
und verschiedenen Altersgruppen gelegt:

7	 Wippermann (2015: 91) verfolgt ebenfalls diese Forschungsstrategie: 
„Nach der dritten Lebensdekade, wenn die erste Berufsausbildung  
abgeschlossen und in der privaten Lebensführung Wahlen getroffen 
und Weichen gestellt sind, ist ein Vergleich zwischen Wunsch und  
Wirklichkeit im Hinblick auf die Lebensform aussagekräftig.“

8	 In der Literatur werden unterschiedliche Zeiträume für diese Lebens- 
phase angegeben, häufig liegt die Grenze bei 45 Jahren.

9	 Essen befindet sich in einer Region im andauernden Strukturwandel, 
wohingegen Dresden umgeben ist von einer dauerhaften Strukturkrise. 
Siehe hierzu Fink et al. (2019: 8).
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	– Mütter ohne Partnerschaften (alleinerziehend, allein  
lebend) und in Partnerschaften

	– jüngere Mütter (30–50) und ältere Mütter (51–70)

Darüber hinaus wurden die Teilnehmerinnen anhand einer ge- 
zielten Stichprobenziehung (purposive sampling) ausgewählt. 
Dabei wurden folgende Rekrutierungskriterien berücksichtigt: 

	– Erwerbssituation: erwerbslose Frauen, Minijobberinnen, 
Voll- und Teilzeit-Beschäftigte

	– Bildung: Teilnehmerinnen mit höherer und niedriger for-
maler Bildung 

	– Wahlbeteiligung und ‑präferenz: Nichtwählerinnen und 
Wählerinnen aller Parteien10

Die quantitative Erhebung (August/September 2019) 
bestand aus einer Online-Befragung von insgesamt 2.000 
Frauen im Alter von 30 bis 59 Jahren, davon 1.300 mit Kin- 
dern und 700 ohne Kinder. Die Erhebung fand im gesamten 
Bundesgebiet statt. Die regionale Verteilung der Befragten 
ist repräsentativ und entspricht laut Statistischem Bundes- 
amt der tatsächlichen Wohnregion: 18 Prozent der Befragten 
leben in Ostdeutschland (inklusive Berlin), 82 Prozent in West-
deutschland.10

10	 Mix bedeutet, dass wir eine Mischung aus Wahlbeteiligung und Prä- 
ferenz abbilden, so dass gleichermaßen Nichtwählerinnen und Wähler- 
innen aller Parteien in der Stichprobe vertreten sind.

qualitative  
Methoden

Anzahl  
Erhe- 
bungen

Merkmale der  
Teilnehmerinnen

12 ethnografische  
Interviews à 120 Min.

4 Alleinerziehende Frauen mit Kindern (30–50 Jahre)

4 Frauen in Partnerschaft mit Kindern (30–50 Jahre)

4 Allein lebende Frauen mit Kindern, die nicht mehr im Haushalt leben (51–70 Jahre)

4 Fokusgruppen à  
120 Min.

2 Jüngere Frauen (30–50 Jahre) in unterschiedlichen Lebenssituationen

2 Ältere Frauen (51–70 Jahre) in unterschiedlichen Lebenssituationen

quantitative  
Methoden

befragte 
Gruppe

Fallzahl prozentuale 
Verteilung

2.000 Online- 
Interviews à  
25 Min.

Mütter 1300 65 %

Frauen ohne Kinder 700 35 %

Alleinerziehende Mütter  
(mit Kindern im Haushalt) 

391 37,2 %

Mütter in Partnerschaft  
(mit Kindern im Haushalt)

660 62,8 %

30–39 Jahre 619 31 %

40–49 Jahre 655 32,8 %

50–59 Jahre 727 36,4 %

Tabelle 1
Überblick über die Teilnehmerinnen der qualitativen Untersuchung

Tabelle 2
Überblick über die Teilnehmerinnen der quantitativen Untersuchung

Quelle: eigene Darstellung nach Denk et al. (2015: 367)

Quelle: eigene Darstellung nach Denk et al. (2015: 367)
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3.1  DIE LEBENSREALITÄTEN IN ZAHLEN: 
ERWERBSSITUATION, LEBENS- UND SORGE- 
SITUATION, BETREUUNGSSITUATION

Die 2.000 nach quantitativer Methode befragten Frauen mit 
und ohne Kinder beziehen ein prekäres Einkommen und sind 
30 bis 59 Jahre alt. In welcher Erwerbs-, Lebens- und Betreu-
ungssituation befinden sie sich?

Erwerbssituation: Die befragten Frauen finden sich in un-
terschiedlichen Erwerbsmodellen. Insgesamt arbeiten 25 Pro-
zent in Vollzeit und 27 Prozent in Teilzeit. Insgesamt 20 Prozent 
der Frauen sind nicht erwerbstätig. Mütter sind signifikant 
häufiger (30 Prozent) in Teilzeit tätig als Frauen ohne Kinder 
(19 Prozent). Damit bestätigen sich in unserer Studie die Be-
funde aus bereits existierenden Untersuchungen, dass sich 
die Erwerbstätigkeit von Frauen mit der Familiengründung 
verändert (siehe Abbildung 1: Erwerbstätigkeit).

Die Erwerbstätigkeit von Müttern verändert sich außerdem 
mit dem Alter des jüngsten Kindes. Je jünger das Kind ist, 
desto seltener sind die Frauen erwerbstätig. Sind die Kinder 
unter drei Jahre alt, befinden sich insgesamt 35 Prozent der 
Mütter gegenwärtig in Elternzeit. Nur 18 Prozent von ihnen 
arbeiten in Vollzeit. Bei Kindern im Alter von drei bis fünf Jahren 
ist der Anteil der vollzeiterwerbstätigen Mütter mit 24 Prozent 
schon etwas höher, bei Kindern von sechs bis elf Jahren sind 
es bereits 27 Prozent. Sind die Kinder zwölf Jahre alt oder 
älter, arbeiten 32 Prozent der Mütter in Vollzeit.

Der Anteil der in Teilzeit arbeiten Mütter ist generell etwas 
höher als der Anteil der vollzeiterwerbstätigen. Das ist über 
alle Altersgruppen der Kinder hinweg konstant. Der Trend 
verhält sich analog zur Vollzeiterwerbstätigkeit: Mit zuneh-
mendem Alter der Kinder steigt der Anteil der Mütter, die  
in Teilzeit arbeiten. Sind es bei Kindern unter drei Jahren noch 
25 Prozent, so sind es bei Kindern über zwölf Jahren bereits  
32 Prozent. 

Der Umfang der Erwerbstätigkeit von Frauen bzw. Müttern 
hat eine Ost-West-Facette: Frauen in Ostdeutschland (34 Pro-
zent) arbeiten gegenüber Frauen in Westdeutschland (24 Pro-
zent) signifikant häufiger in Vollzeit. Hinzu kommen erhebliche 
Unterschiede in den Einstellungen gegenüber der Berufstä-
tigkeit von Müttern in Ost- und Westdeutschland. Während 
die Vollzeiterwerbstätigkeit von Müttern im Osten des Landes 

als nahezu selbstverständlich betrachtet wird, ist dieses Bild 
im Westen oft noch negativ besetzt. Die in der Forschungs-
standanalyse gewonnene Erkenntnis, dass arbeitende Mütter 
im Westen als „Rabenmütter“ wahrgenommen werden, be-
stätigt sich in der quantitativen Befragung. Im Westen ist die 
Annahme signifikant häufiger vertreten, dass sich eine Voll-
zeittätigkeit der Mutter negativ auf das Familienleben auswirkt 
oder die Kinder darunter leiden. Auch wenn die Berufstätigkeit 
von Müttern in Ostdeutschland gesellschaftlich weiterhin ak-
zeptiert wird, legen die Gespräche nach qualitativer Methode 
nahe, dass sich die Vereinbarkeit von Familie und Erwerbstä-
tigkeit in Ostdeutschland seit der Wende 1989/90 zunehmend 
verschlechtert hat. Eine Vollzeiterwerbstätigkeit mit gleichzei-
tiger Sorge für Kinder und Familie ist nicht mehr gleichermaßen 
möglich wie zu Zeiten der DDR:

„Man kann früher nicht mit heute vergleichen. Bei uns 
waren alle Eltern immer voll arbeiten. Die Zeit war 
trotzdem da für andere Dinge. Die Zeit war anders. Die 
Mutter hat sich die Kittelschürze angezogen und war  
zu Hause am Nachmittag.“ 

Ältere Frau, 51–70 Jahre alt, Dresden

Ein Fünftel aller befragten Frauen ist erwerbslos. Gewollt er-
werbslos ist knapp ein Drittel dieser Frauen; darunter befinden 
sich signifikant häufiger Mütter (35 Prozent) als Frauen ohne 
Kinder (16 Prozent). Gern einer Arbeit nachgehen würden 
demgegenüber fast zwei Drittel (63 Prozent). Unter diesen 
bedauern besonders Frauen ohne Kinder (71 Prozent) sowie 
Frauen aus Ostdeutschland (79 Prozent) ihre Erwerbslosigkeit. 
Nach den Hemmnissen eines beruflichen Wiedereinstiegs ge-
fragt, geben 53 Prozent an, dass es ihnen schwerfällt, über-
haupt eine Stelle zu finden. 35 Prozent wünschen sich eine 
zufriedenstellende Arbeit. Für 29 Prozent der erwerbslosen 
Frauen ist es wichtig, dass sich die Erwerbstätigkeit mit der 
Familie vereinbaren lässt.

Lebens- und Sorgesituation: Dass die persönliche Situati-
on einen erheblichen Einfluss auf die jeweiligen Lebensreali-
täten haben kann, konnte im Rahmen der quantitativen Be-
fragung genauer untersucht und bestätigt werden. 59 Prozent 
der befragten Frauen leben zum Zeitpunkt der Befragung in 
einer Partnerschaft, 37 Prozent davon sind verheiratet. Hier 
gibt es erhebliche Unterschiede zwischen Frauen mit und ohne 
Kindern. Während die Hälfte der befragten Mütter verheiratet 

3.
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ist, trifft dies nur auf 15 Prozent der Frauen ohne Kinder zu. 
37 Prozent der befragten Mütter mit Kindern im Haushalt sind 
alleinerziehend.11 Bei der überwiegenden Mehrheit (81 Pro-
zent) der befragten Mütter leben die Kinder noch im selben 
Haushalt, bei knapp einem Fünftel sind bereits alle Kinder 
ausgezogen. Zusätzlich besteht bei 16 Prozent der Befragten 
eine Pflege- oder Fürsorgesituation für eine_n Angehörige_n: 
bei 10 Prozent eine Fürsorgesituation und bei 6 Prozent eine 
Pflegesituation.

Betreuungssituation: Die Kinder der befragten Mütter be-
finden sich in unterschiedlichen Betreuungssituationen. Ein 
Drittel der Kinder ist in keiner institutionellen Betreuung. Das 
betrifft vorrangig Kinder unter drei Jahren oder Kinder im 
Schulalter. Gründe hierfür sind, dass sehr junge Kinder zumin-
dest für eine gewisse Zeit häufig selbst von den Eltern betreut 
werden, wohingegen ältere Kinder nicht mehr zwingend auf 
eine Betreuung angewiesen sind. Ein Fünftel der Kinder be-
sucht zum Zeitpunkt der Befragung eine Kinderkrippe, 45 Pro-
zent – in erster Linie Kinder zwischen drei und fünf Jahren – 
gehen in den Kindergarten. 

Der tägliche Betreuungsbedarf für das jüngste Kind beläuft 
sich bei jeder dritten befragten Mutter auf bis zu fünf Stunden. 
40 Prozent haben einen höheren Betreuungsaufwand von 
sechs bis acht Stunden pro Tag. Bei knapp einem Viertel der 
Mütter beläuft sich der Betreuungsbedarf für die Kinder auf 
über acht Stunden pro Tag.

11	 Die Kategorisierung der Mütter in alleinerziehend und nicht alleiner-
ziehend erfolgte auf der Basis einer subjektiven Einschätzung der Be-
fragten. 

3.2. DIE LEBENSREALITÄTEN IM LICHT  
DER LEBENSENTWÜRFE

Politischer Handlungsbedarf besteht vorrangig dann, wenn 
Menschen ihre eigene Lebensrealität negativ bewerten und 
gern besser leben würden. Diese Bewertung erfolgt auch vor 
dem Hintergrund, inwiefern die eigene Lebensrealität vom 
Lebensentwurf abweicht und aus welchen Gründen.

Das Konzept Lebensentwurf bezieht sich in diesem Zusam-
menhang darauf, wie sich die befragten Frauen ihr Leben 
vorstellen. Es wurde mit der Frage „Wie wichtig ist es Ihnen 
persönlich, in Ihrem Leben…?“ für verschiedene Lebensberei-
che und -aspekte (Finanzen, angemessen bezahlte und siche-
re Arbeit, Familien- und Privatleben, Anerkennung etc.) abge-
fragt (siehe Abbildung 2 und Abbildung 4). Das Konzept 
Lebenslage hingegen beschreibt die tatsächliche Lebensre-
alität der befragten Frauen. Der Abgleich von Lebensentwurf 
und Lebenslage erfolgte mit der Frage „Würden Sie sagen, 
dass Sie… erreicht haben?“. Im letzten Schritt konnten die 
Befragten die Gründe für die Abweichungen benennen.

Der Vergleich von Lebensentwurf und Lebenslage offenbart 
große Diskrepanzen in zwei Bereichen: in der wirtschaftlichen 
Situation und in der sozialen Lebenslage.

Die größte Diskrepanz zwischen Lebensentwurf und momen-
taner Lebensrealität offenbart sich bei den befragten Frauen 
in wirtschaftlicher Hinsicht (siehe Abbildung 2). Nahezu allen 
Frauen (90 Prozent) ist es wichtig, keine finanziellen Sorgen 
zu haben. Aber auch angemessene Entlohnung (80 Prozent) 
und eine sichere Arbeitsstelle (76 Prozent) werden als wichti-
ge Aspekte im eigenen Lebensentwurf genannt.

 
Abbildung 1
Erwerbstätigkeit
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Frauen ohne KinderMütter Westdeutschland Ostdeutschland

Frage: Welche derzeitige berufliche Situation trifft auf Sie persönlich zu? Sie sind ...
Basis: Alle Befragten, n = 2.000, Angaben in Prozent, Abweichungen zu 100 %: Keine Angabe.
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Der Blick auf die tatsächliche Lebensrealität der Frauen ist er-
nüchternd: Nur ein Bruchteil der Frauen (21 Prozent) lebt in fi-
nanzieller Sicherheit, also nur jede fünfte Frau fühlt sich finan-
ziell abgesichert. Die Wahrnehmung der finanziellen Aus- 
gangslage unterscheidet sich nicht zwischen den in Ost- und 
Westdeutschland lebenden befragten Frauen. Des Weiteren gibt 
lediglich jede vierte der befragten Frauen an, für ihre Arbeit an- 
gemessen entlohnt zu werden. Weniger als die Hälfte der Befrag- 
ten, denen ein gesicherter Arbeitsplatz wichtig ist, hält ihre 
Arbeitsstelle für sicher. Es mag daher wenig überraschen, dass der 
Großteil der befragten Frauen mit ihrer persönlichen wirtschaftli- 
chen Lage unzufrieden und ihr Alltag von existenziellen Sorgen 
geprägt ist.

Nicht wenige der Befragten kennen akute finanzielle Notlagen 
aus der Vergangenheit, in denen sie sich in ihrer Existenz 
grundlegend bedroht fühlten (siehe Abbildung 3): Viele der 
befragten Frauen mussten in den letzten Jahren oder zum Zeit- 
punkt der Befragung von Hartz IV leben (43 Prozent), haben 
bereits einmal Arbeitslosengeld I bezogen (39 Prozent) oder 
führen ein Leben, das von Verschuldung (37 Prozent) geprägt ist.

Andere Befragte haben bereits eine extrem prekäre Einkom-
menssituation erlebt: So war bereits knapp jede fünfte Frau 
schon einmal nicht in der finanziellen Lage, Lebensmittel zu 
kaufen, und auf externe Hilfe angewiesen, um die eigene 
Familie ernähren zu können. Einige der Befragten konnten in 
der Vergangenheit außerdem ihre Miete zeitweise nicht zah-
len und waren daher von Obdachlosigkeit bedroht (12 Prozent). 

Die Befragungsergebnisse verdeutlichen den engen Zusam-
menhang zwischen aktueller finanzieller Lage und Zukunftssor- 

gen. Der Großteil der befragten Frauen in prekären Einkommens- 
lagen hat Zukunftssorgen. Altersarmut ist eine große Sorge, 
die nahezu alle Altersgruppen eint. Besonders hoch ist dies – 
wie zu erwarten – bei den befragten Frauen über 50 Jahren, 
die zu 81 Prozent angeben, sich Gedanken um Altersarmut 
zu machen. Und auch bei den 30- bis 39-Jährigen beschäftigt 
sich jede zweite Frau mit diesem Thema. Jüngere Frauen hin-
gegen legen einen stärkeren Fokus auf Themen, die mit der 
Absicherung und Zukunft der eigenen Kinder zu tun haben; 
doch auch hier sind die Sorgen finanzieller Natur. Die Sorgen 
treten in den Gesprächen der qualitativen Befragung zutage: 

„Die Kluft wird immer größer zwischen Arm und Reich, 
die meisten werden arm. Altersarmut muss zum 
Thema gemacht werden. Ich wohne in Rüttenscheid, 
eine bessere Gegend. Ich […] habe nachts rausgeguckt, 
ich habe eine ältere Dame gesehen, ganz sauber, schön 
gekleidet. Mit einer Taschenlampe hat sie Flaschen  
aus dem Mülleimer gesucht. […] Das darf es nicht 
geben in Deutschland.“  

Alleinerziehende Mutter, 30–50 Jahre, Essen

Neben den wirtschaftlichen Aspekten des Lebensentwurfs 
im Abgleich zur gegenwärtigen Lebensrealität wurde der Stel-
lenwert sozialer Komponenten im eigenen Leben ermittelt, 
da diese dem Lebenslagen-Ansatz gemäß Einfluss auf das 
eigene Erleben nehmen. Auch in sozialen Aspekten gibt es 
eine Lücke zwischen Wunsch und Wirklichkeit.

Ginge es nach ihren Idealvorstellungen, stünde für viele der Be- 
fragten das Familienleben im Mittelpunkt (siehe Abbildung 4). 

Abbildung 2
Lebensentwurf vs. Lebenslage: wirtschaftliche Aspekte

erreichtnicht erreicht

Lebensentwurf Lebenslage

Frage: Denken Sie bitte an Ihre heutige Situation. Wie wichtig ist es Ihnen persönlich, …? 
Frage: Nun geht es um Ihre persönliche Einschätzung Ihrer Lebenslage. Sie sagten gerade,  
dass Ihnen persönlich wichtig ist, … . Würden Sie sagen, dass Sie …. (erreicht haben)?
Basis: Alle Befragten, n = 2.000, Angaben in Prozent

Wie wichtig ist es Ihnen persönlich, 
in Ihrem Leben… (zu haben)?

Würden Sie sagen, 
dass Sie... (erreicht haben)? 

90 2179

75

55

69

80 25

76 45

21 31

Keine finanziellen Sorgen

Arbeit mit angemessener 
Entlohnung

Sichere Arbeit

Karriere machen
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Abbildung 4
Lebensentwurf vs. Lebenslage: soziale Aspekte

erreichtnicht erreicht

Lebensentwurf Lebenslage

Frage: Wie wichtig ist es Ihnen persönlich, …?  
Frage: Nun geht es um Ihre persönliche Einschätzung Ihrer Lebenslage. Sie sagten gerade,  
dass Ihnen persönlich wichtig ist, … .  Würden Sie sagen, dass Sie …. (erreicht haben)?
Basis: Alle Befragten, n = 2.000, Angaben in Prozent

Wie wichtig ist es Ihnen persönlich, 
… (zu haben)?

Würden Sie sagen, 
dass Sie... (erreicht haben)? 

79 54

55

33

58

77

54 67

33 42

Viel Zeit Familie/ 
Freundschaften

Ausgleich Beruf  
und Familie

Partnerschaft/Ehe/ 
Kinder

Gesellschaftliche  
Anerkennung

46

45

 
Abbildung 3
Schwierige Lebensumstände in der Vergangenheit

in der Vergangenheitaktuell

Lebensumstand durchlebt Zeitpunkt des Lebensumstands

Frage: Haben Sie einen oder mehrere der folgenden Umstände, seit Sie auf eigenen Füßen stehen, schon einmal selbst erlebt? 
Bitte kreuzen Sie alle zutreffenden an. 
Frage Aktuell: Befinden Sie sich aktuell noch in diesem Umstand? 
Basis: Alle Befragten, n = 2.000, Angaben in Prozent

Anteil der Befragten, die die Lebensphase  
durchlebt haben
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43
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40
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57Hartz IV beziehen

Verschuldet sein 

Arm sein/kein Einkommen 
haben

Auf Arche/Tafel/Kleider- 
kammer angewiesen sein

Arbeitslosengeld I beziehen

Keine Geschenke kaufen 
können

Die Familie nicht ernähren  
können

In schlechtem Viertel wohnen

Keine Miete zahlen können
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An die oberste Stelle setzen die befragten Frauen zufriedene 
Kinder (94 Prozent). Auch viel Zeit für Familie und Freundschaf-
ten zu haben, ist den meisten Frauen (79 Prozent) in ihrem 
Leben wichtig. Fast ebenso wichtig ist ihnen, einen angemes-
senen Ausgleich zwischen Beruf und Familie zu haben. In einer 
glücklichen Partnerschaft oder Ehe zu leben und zufriedene 
Kinder zu haben, halten mehr als 70 Prozent für wichtig. Der 
hohe Stellenwert von Partnerschaft und Kindern äußert sich 
außerdem darin, dass die in Partnerschaft lebenden Mütter 
mit ihrem Leben grundsätzlich zufriedener sind als Alleiner-
ziehende oder Frauen ohne Kinder.

Auch in der qualitativen Erhebung wird deutlich, dass Kinder 
und Familie für die befragten Mütter den Kern ihres Lebensent-
wurfs bilden. Gleichzeitig finden sie, sollte die eigene Erwerbs-
tätigkeit nicht zu kurz kommen. Zumindest im Lebensentwurf 
werden Kinder und Mutterschaft nicht als Gegensatz zu Er-
werbstätigkeit und beruflicher Erfüllung gesehen, sondern als 
Ergänzung wahrgenommen. Die beiden folgenden Zitate zei-
gen, dass viele Mütter ursprünglich den Wunsch hatten, beides 
zu erreichen: 

„[Ich wollte] Mann, Kinder, den richtigen Job. 30 war  
für mich die Grenze, ein Meilenstein. Ich wollte nicht  
mit 21 schwanger werden, aber mit 30 etwas erreicht 
haben. Ich wollte den Job finden, der mir gefällt, wo  
ich etwas aufbauen kann, dass man ein gemeinsames 
Leben vor sich hat.“ 

Alleinerziehende Mutter, 30–50 Jahre, Essen

„Ich hatte eine Wunschvorstellung: Traummann kennen- 
lernen, heiraten wie eine Prinzessin. Kinder wollte ich 
schon immer haben, seitdem ich klein bin. Ich wollte als 
Kind Chefin werden, damals im Hotel.“  

Mutter in Partnerschaft, 30–50 Jahre, Dresden

Setzt man nun die tatsächliche Lebensrealität der Frauen ins 
Verhältnis zu ihren Lebensentwürfen, zeigen sich auch in den 
sozialen Aspekten deutliche Lücken zwischen Wunsch und 
Wirklichkeit. Dass diese Lebensziele dennoch tendenziell von 
mehr Frauen erreicht wurden als die wirtschaftlichen Lebens-
vorstellungen, mag darin begründet sein, dass das Erreichen 
dieser Ziele nicht in gleichem Maße von externen Faktoren 
wie beispielsweise der Arbeitsmarksituation oder steigenden 
Lebenskosten abhängt. Aber auch ihre familiären und part-
nerschaftlichen Wunschvorstellungen konnten nicht alle be-
fragten Frauen erreichen. Jeweils rund die Hälfte der Befragten 
kann von sich sagen, dass ihre Idealvorstellungen vom sozia-
len Leben erfüllt sind. Lediglich in Bezug auf zufriedene Kinder 
glauben deutlich mehr (64 Prozent), dass sie diesen Aspekt 
zum Zeitpunkt der Befragung erreicht haben.

Besonders die Vereinbarkeit von Familie und Beruf stellt eine 
große Herausforderung dar. Dem eigenen Anspruch gerecht 
zu werden, einen wirklichen Ausgleich zwischen Arbeit, Kin-
dern, Partnerschaft und den eigenen Bedürfnissen zu finden, 
gelingt über der Hälfte der befragten Frauen nicht. Die Befrag-
ten in Ost- und Westdeutschland unterscheiden sich diesbe-
züglich nicht.

Auch Wunsch und Wirklichkeit hinsichtlich gesellschaftlicher 
Anerkennung wurden abgefragt. Auf den ersten Blick über-
rascht es, dass nur ein Drittel (33 Prozent) der Teilnehmerinnen 
der quantitativen Studie nach gesellschaftlicher Anerkennung 
strebt. Auf den zweiten Blick ist allerdings nicht davon auszu-
gehen, dass die Frauen wirklich keinen Wert auf eine solche 
Anerkennung legen. Im Gegenteil: Insbesondere in den qua-
litativen Gesprächen wird bei diesem Antwortverhalten eine 
Art „Zweckpessimismus“ oder Selbstschutz offensichtlich. Die 
befragten Frauen geben an, dass ihnen gesellschaftliche An-
erkennung nicht wichtig sei, weil sie ohnehin davon ausgehen, 
gesellschaftlich nicht akzeptiert zu werden. Exemplarisch hier-
für steht folgendes Zitat, das demonstriert, wie viel Wert in 
Wahrheit darauf gelegt wird, als gleichwertiger Teil der Ge-
sellschaft wahrgenommen zu werden:

„A. muss gut in der Schule sein. Er muss. Er muss gleich- 
auf sein, auch wenn er Schwächen hat wie in Mathe 
aktuell. Ich denke einfach, die Leute würden dann sagen, 
weil die es nicht schafft. Die hat vier Kinder, wollte sie 
unbedingt haben und jetzt kriegt sie es nicht auf die 
Kette. Jetzt noch alleinerziehend, noch viel schlimmer. Es 
muss laufen, egal in welche Richtung. Es muss laufen,  
ob das Haushalt ist, ob das die Kleidung ist, es muss 
laufen. Ich gehe noch nicht mal nach KIK einkaufen, weil 
ich mir denke, wenn das einer mitkriegt, dann […] 
Einfach dieses, um Gottes Willen.“ 

Alleinerziehende Mutter, 30-50 Jahre, Essen

Von den geringen Chancen auf Erreichbarkeit gesellschaftlicher An- 
erkennung zeugt, dass nur weniger als die Hälfte (42 Prozent) 
von dem o. g. Drittel der nach Anerkennung Strebenden nach 
eigenem Empfinden tatsächlich gesellschaftliche Anerkennung 
erlangt. Frauen in prekären Einkommenslagen fühlen sich also 
mehr als andere unter Beobachtung zu versagen bei gleichzei-
tig geringeren Chancen, soziale Anerkennung zu bekommen.

Diese Befunde sind im Zusammenhang mit der in der Literatur 
herausgestellten gesellschaftlichen Absicherung zu sehen, die 
auf Bildung, Arbeit und Familienstand basiert und vielen Frau-
en in prekären Einkommenslagen nicht ausreichend zur Ver-
fügung steht (Wippermann 2016).

3.3.  GRÜNDE FÜR DIE WIRTSCHAFTLICHEN 
UND SOZIALEN LEBENSREALITÄTEN

Vor dem Hintergrund der aufgezeigten Diskrepanzen stellt 
sich die Frage nach den Gründen und Ursachen dafür: Warum 
konnten die Frauen ihre Lebensentwürfe nicht verwirklichen? 
Welche Hemmnisse und Barrieren gab es, die die Frauen davon 
abgehalten haben, ihre Lebensentwürfe umzusetzen?

Sowohl für die finanziellen als auch für die sozialen Ziele 
der Frauen erweist sich ihre Erwerbssituation als zentrale 
Barriere. Viele der befragten Frauen können auf kein gesi-
chertes Arbeitsverhältnis, das ihnen finanzielle Sorgenfrei-
heit ermöglicht, zurückgreifen. Zum Teil liegt das an befris-
teten Arbeitsverträgen wie an einer empfundenen Un- 
sicherheit des Arbeitsplatzes im Kontext der generell schwie- 
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rigen Arbeitsmarktsituation. Beide Aspekte führen dazu, dass 
die Frauen sich langfristig nicht abgesichert fühlen. Daneben 
sind es die als zu gering empfundenen Löhne, die ihre prekä-
re Einkommenslage bedingen. Einige Frauen sind überzeugt, 
dass ihre Tätigkeit nicht angemessen entlohnt wird – auch 
aufgrund des geschlechterspezifischen Lohngefälles (Gender 
Pay Gap). Andere sehen das Problem in ihrer fehlenden schu-
lischen oder beruflichen Ausbildung begründet oder halten 
die jeweilige Branche für verantwortlich für ihre finanzielle 
Unsicherheit.

Auch in sozialer Hinsicht schränkt die Erwerbssituation die 
befragten Frauen ein. So wird Freizeitgestaltung oder Zeit für 
die Familie beispielsweise durch lange Arbeitszeiten oder 
Schichtarbeit erschwert. Dieser Mangel an sozialer Zeit zeigt 
sich auch darin, dass sich einige Mütter gezwungen fühlten, 
die Branche zu wechseln.

„Ich habe in der ersten Schwangerschaft gesagt, ich brauche 
einen anderen Beruf. Mit Familie funktioniert Gastronomie 
nicht, das ist ein undankbarer Job, gerade wenn man Kin- 
der hat und eine Bindung aufbauen will. Ich habe beim 
Bäcker gearbeitet, um aus Hartz IV herauszukommen.“ 

Mutter in Partnerschaft, 30-50 Jahre, Dresden

Neben der Erwerbssituation erweist sich auch der „Gender 
Care Gap“ als zentrale Barriere, der die befragten Frauen da-
ran hindert, ihre Lebensentwürfe zu verwirklichen. Der Gender 
Care Gap ist ein Maß, das die „ungleiche Verteilung von un-
bezahlter Sorgearbeit“ (BMFSFJ 2018) zwischen Männern und 
Frauen abbbildet. Es umfasst folgende Komponenten, für die 
Frauen üblicherweise mehr Zeit aufwenden als Männer:

	– Pflege und Betreuung von Kindern und Erwachsenen
	– Tätigkeiten der Haushaltsführung
	– informelle Hilfen für andere Haushalte

Insbesondere die Belastung durch die ersten beiden Punkte 
lassen sich auch in der vorliegenden Studie nachweisen: Die 
Betreuung der Kinder, zusätzliche Belastung durch Fürsorge 
und Pflege für Angehörige sowie die ungleiche Aufteilung 
der Familienarbeit stellen sich als wichtige Faktoren heraus, 
die im Folgenden näher betrachtet werden.

Die Daten zeigen, dass die aktuelle Betreuungssituation dafür 
verantwortlich ist, dass Frauen in ihrem beruflichen Werdegang 
eingeschränkt sind. Für die Ausübung ihrer eigenen Erwerbs-
tätigkeit sind Mütter auf ein ausreichendes Betreuungsangebot 
angewiesen. Die Verfügbarkeit von Plätzen in Kindertagesstätten, 
Kindergärten, im Hort oder die Möglichkeit für die Kinder, eine 
Ganztagsschule zu besuchen, ist daher oft ausschlaggebend 
für die Entscheidung, welche Erwerbsmodelle gewählt werden. 
Familien, die einen täglichen Kinderbetreuungsbedarf von bis 
zu acht Stunden haben, können diesen oftmals durch die vor-
handenen Betreuungsangebote abdecken. Kritischer wird ein 
Bedarf von über acht Stunden, auf den Vollzeitbeschäftigte in 
der Regel angewiesen sind. Obwohl jedes vierte Kind eine Be-
treuung von mehr als acht Stunden benötigt, kann dieser Um-
fang nur bei jedem zehnten Kind gewährleistet werden. Für 40 
Prozent der in Teilzeit arbeitenden Frauen war die nicht gewähr-
leistete Kinderbetreuung der ausschlaggebende Grund, nicht 
in Vollzeit zu arbeiten (siehe Abbildung 5: Betreuungsbedarf 
und Abdeckung). Allerdings zeichnen sich hier signifikante Un-
terschiede zwischen Ost- und Westdeutschland ab: So ist die 
Betreuungssituation in Westdeutschland sehr viel häufiger der 
Grund für die Teilzeitentscheidung der Frauen als in Ostdeutschland. 

 
Abbildung 5
Kinderbetreuungsbedarf und seine Deckung

Frage: Bitte denken Sie nun an Ihr Kind (mit dem größten Betreuungsbedarf).  
Wie hoch ist der tatsächliche tägliche Betreuungsbedarf für ihr Kind in Stunden? 
Frage: Und wie viele Stunden davon kann die Betreuung für Ihr Kind durch z.B. Kindertages- 
stätten, Tagesmutter bzw. -vater, Hort oder Ganztagsschule täglich verlässlich abdecken? 
Basis: Befragte, deren Kind in Betreuung ist, n = 428, Angaben in Prozent

Mehr als 8 Stunden 6 bis 8 Stunden

Bedarf an Betreuung Abdeckung

6 bis 8 StundenMehr als 8 Stunden

Keine 
Abdeckung

Bis zu 5 Stunden Kein Bedarf Bis zu 5 Stunden
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44
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In den Gesprächen der qualitativen Befragung zeigt sich, dass 
unzureichende institutionelle Kinderbetreuung und Erwerbs-
tätigkeit in Wechselwirkung stehen. Können Mütter keine 
Ganztagsbetreuung vorweisen, sinken ihre Chancen auf eine 
Ganztagsarbeitsstelle, und umgekehrt. 

„Finde einen Arbeitgeber, der dir Arbeit gibt, dem du 
aber nicht versichern kannst, dass du einen Ganztags- 
platz hast für deine Kinder.“ 

Alleinerziehende Mutter, 30‑50 Jahre, Essen

Da Mütter primär für die private Kinderbetreuung zuständig 
sind, sind sie nicht zuletzt im Hinblick auf ihre Rentenansprüche 
die Leidtragenden der unzureichenden Betreuungsabdeckung. 
Diese Ergebnisse decken sich mit den Befunden aus der Lite-
raturanalyse, die besagen, dass die beruflichen Einschränkun-
gen von Müttern sich nicht nur in finanzieller Hinsicht als ne-
gativ erweisen, sondern darüber hinaus die weitere 
Karriereentwicklung einschränken, wenn nicht gar verhindern.
Daneben geben einige Frauen an, dass ein_e Angehörige_r 
pflege- oder fürsorgebedürftig ist. Deutlich zeigen die Ergeb-
nisse dabei die bestehende Ungleichheit in der Verantwort-
lichkeit: So gibt knapp die Hälfte der betroffenen Frauen an, 
hauptsächlich selbst für die Betreuung zuständig zu sein. Le-
diglich in jeder fünften Familie wird diese Aufgabe von den 
Familienmitgliedern in gleichem Maße übernommen. Auch 
bei den Teilnehmerinnen der qualitativen Untersuchung liegt 
in einigen Fällen eine familiäre Pflege- oder Fürsorgesituation 
vor – entweder für die Großeltern, Eltern oder die Kinder. Da-
bei wird ebenso deutlich, dass die Pflege dem Verantwor-
tungsbereich der Frauen zugeschrieben wird: 

„Für die Pflege und für die Fürsorge sind die Mütter da 
und die Väter sind zum Spielen da oder gehen zum 
Fußball. Versorge, Hygiene, Kleidung macht Mutter.“ 

Jüngere Frauen, 30-50 Jahre, Dresden

Eine bezahlte Kraft für die Pflege steht laut quantitativer Be-
fragung nur einer Minderheit zur Verfügung. Dies zeigt auch 
folgendes Zitat, das nicht nur die zusätzliche Belastung für die 
Frauen, sondern auch die Unwissenheit über vorhandene 
Möglichkeiten verdeutlicht:

„Was ich brauche: einen Therapeuten, der von der 
Krankenkasse bezahlt wird, der mich persönlich 
auffängt, der mir zuhört. Der müsste da sein und die 
Probleme aufnehmen, im besten Fall zu einer Lösung 
helfen oder im simpelsten Fall mir eine Entlastung 
geben, vielleicht als Mülleimer da sein oder sagen, 
welche Möglichkeiten hat man. Die meisten wissen 
nicht, dass es einen Pflegegrad gibt für ADHS.“ 

Alleinerziehende Mutter, 30-50 Jahre, Essen

Hinzu kommt, dass die vorhandene Pflegeinfrastruktur bei 
den Befragten auf Kritik stößt: So stufen 40 Prozent die Qua-
lität von Betreuungseinrichtungen als schlecht ein. Lediglich 
knapp ein Drittel der Betroffenen äußert sich positiv. Als wich-
tigste Gründe für die schlechte Bewertung werden in der 

quantitativen Befragung die hohen Kosten, nicht genügend 
Pflegepersonal und zu wenig zur Verfügung stehende Plätze 
genannt. Auch qualitativ kommt der Personalmangel im Pfle-
gebereich zur Sprache. Obgleich die Pflegesituation in der 
vorliegenden Studie nur eine Minderheit der Befragten12 be-
trifft, schränkt sie deren Möglichkeiten doch zusätzlich ein. 

Zeit und Geld sind die wichtigsten Ressourcen, die erforderlich 
sind, um Lebensentwürfe zu realisieren. Die Mütter sehen sich 
daher vor die Alternative gestellt, sich zwischen einer (Vollzeit-)
Erwerbstätigkeit – und damit einhergehend einer höheren 
finanziellen Sicherheit – oder mehr Zeit für das Familienleben 
zu entscheiden. Diese Entscheidung hängt jedoch auch von 
strukturellen Faktoren ab, die das jeweilige Leben der Frauen 
bestimmen und ihre Entscheidungsfreiheit einschränken  
können. 

Auf der einen Seite sind sie finanziell darauf angewiesen, (in 
Vollzeit) arbeiten zu gehen. 60 Prozent der in Vollzeit tätigen 
Frauen geben an, dass finanzielle Aspekte ausschlaggebend 
waren, sich für dieses Arbeitsmodell zu entscheiden. Gleich-
zeitig erschwert es eine Erwerbstätigkeit (besonders in Vollzeit), 
den familiären Pflichten bzw. Wünschen gerecht zu werden. 
Viele Frauen beklagen die nicht familiengerechten Arbeitszei-
ten und nennen Schichtarbeit und Überstunden als Ursachen 
dafür, nicht genug Zeit für die Familie zu haben. Exemplarisch 
für den schwierigen Spagat zwischen Beruf und Familie steht 
folgendes Zitat:

„Frauen in der Gesellschaft, die berufstätig sind, sind 
immer mehr im Kommen, aber wird es einem einfach 
gemacht? Das finde ich nicht. Ich arbeite im Kranken- 
haus, mit den Zeiten, wann man anfängt. Das Unverständ- 
nis, dass man später anfangen muss, wenn man das 
Kind wegbringt. Keine Spätdienste machen kann, zum 
Beispiel. Man trifft auf taube Ohren und viel Streit.“ 

Junge Mutter, 30‑50 Jahre, Essen 

In Anbetracht dieser Schwierigkeiten würden es einige Mütter 
bevorzugen, weniger zu arbeiten und im Umkehrschluss mehr 
für die Kinder da sein zu können. So gibt einerseits die Hälfte 
der in Teilzeit arbeitenden Mütter an, sich für das Teilzeitmo-
dell entschieden zu haben, um mehr Zeit für die Kinder zu 
haben. Dieser Befund bestätigt bisherige Studien (Wipper-
mann 2016), die ebenfalls zu dem Schluss kommen, dass sich 
insbesondere junge Mütter wünschen, weniger zu arbeiten.

Andererseits wirkt sich Teilzeitarbeit erheblich auf die finanzi-
elle Situation aus, was bedeutet, dass sich nicht jede Mutter 
eine solche reduzierte Tätigkeit leisten kann. Teilzeitarbeit ver-
stärkt die finanzielle Belastung und führt gleichzeitig dazu, 
dass weniger familien- und sozialpolitische Leistungen bean- 

12	 Weiterführende Analysen der Belastung durch Pflege und Fürsorge für 
Angehörige sind aufgrund der geringen Fallzahlen nur eingeschränkt 
möglich. Die Basis der Befragten, bei denen eine Fürsorge- oder Pflege- 
situation vorliegt, ist in vielen Fragen geringer als 50 und häufig sogar 
kleiner als 30. Damit lassen sich kaum quantitativ verlässliche Aussagen 
erzielen.
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sprucht werden können. Dies legt den Eindruck nahe, dass 
Mütter häufig dann benachteiligt sind, wenn sie arbeiten 
möchten. Das gilt besonders für Alleinerziehende und Mütter, 
die im Niedriglohnsektor beschäftigt sind.

„Aussagen sind, dass man weniger arbeiten soll und es 
ausrechnen soll, ob es sich rechnet. Die Politik sollte sich 
darum kümmern, dass wir das alles stemmen können. 
Dass wir Unterstützung bekommen. Und nicht, dass wir 
weniger arbeiten, damit wir dann Unterstützung be- 
kommen. Das ist ein Widerspruch.“ 

Junge Mutter, 30‑50 Jahre, Essen

Des Weiteren werden die bestehenden Diskrepanzen zwi-
schen Lebensentwurf und Lebenslage zum Teil durch unglei-
che Aufteilung der Familienarbeit bedingt. Auch in diesem 
Aspekt spiegelt sich der Gender Care Gap zwischen Frauen 
und Männern wider. So verdeutlichen die Ergebnisse der Be-
fragung, dass die Betreuung und Erziehung der Kinder außer-
halb von Institutionen meist nicht gleichberechtigt aufgeteilt 
sind, sondern dass diese Aufgaben nach wie vor hauptsächlich 
von den Müttern übernommen werden. So sind laut eigener 
Auskunft 67 Prozent der befragten Mütter vorrangig für die 
Betreuung der Kinder zuständig – nur 14 Prozent berichten 
davon, dass sie sich regelmäßig dabei abwechseln. Auch sind 
es zu 68 Prozent die Mütter, die bei Krankheit des Kindes zu 
Hause bleiben. Außerdem empfinden die meisten Frauen (58 
Prozent), dass sie mehr als ihren gerechten Teil an Hausarbeit 
und Familienarbeit übernehmen, während nur ein Viertel von 
einer gerechten Aufteilung spricht. 

Da aufgrund von finanziellen Aspekten jedoch die meisten 
befragten Mütter (besonders Alleinerziehende) darauf ange-
wiesen sind, arbeiten zu gehen, verspüren sie eine Doppelbe-
lastung. Bemüht, sowohl für die Familie da zu sein ebenso wie 
den beruflichen Verpflichtungen gerecht zu werden, können 
Frauen in prekären Einkommenslagen im Endeffekt oft keinem 
der beides Lebensbereiche vollkommen gerecht werden. 

„[Meine Wünsche sind ...] genug verdienen, nicht Vollzeit 
arbeiten, weil so viel Zeit für die Tochter verlorengeht.  
Es sollte mehr dafür getan werden, dass die Väter sich 
mehr einbringen, dass für die Väter, die sich einbringen, 
etwas gemacht wird. Ich hätte gerne mehr Lebens- 
qualität.“ 

Alleinerziehende Mutter, 30-50 Jahre, Essen

Neben der Erwerbstätigkeit und der Betreuungssituation stellt 
sich auch ein_e fehlende_r Partner_in als Hemmnis für die 
Erreichung des eigentlichen Lebensentwurfes dar. Damit ist 
nicht nur die Diskrepanz zwischen dem Wunsch nach einer 
glücklichen Partnerschaft und der Realität gemeint, sondern 
auch die Tatsache, dass viele alleinerziehende Mütter sich zu-
sätzlich wegen ihrer familiären Pflichten und der fehlenden 
Unterstützung durch eine_n Partner_in auf dem Arbeitsmarkt 
eingeschränkt fühlen. Wegen ihrer begrenzten Flexibilität wer-
den alleinerziehende Mütter häufig als unattraktive Arbeit-
nehmerinnen wahrgenommen. Einige Mütter weisen hierauf 
im Rahmen der qualitativ geführten Interviews hin: 

„Viele Hotels haben mich abgelehnt wegen Überquali- 
fikation oder alleinerziehend. Andere Mütter haben 
einen Mann dahinterstehen. Die Post hat einen abge- 
wimmelt, sie sucht händeringend Leute, jetzt seid doch 
mal flexibel. ‚Nein, Sie müssen vier Tage acht Stunden 
arbeiten.‘ Da kann man doch eine Fünf-Tage-Woche à 
sechs Stunden machen. Alle sind sehr unflexibel, gerade 
alleinstehenden Müttern gegenüber.“ 

Alleinerziehende Mutter, 30‑50 Jahre, Dresden

Womöglich ist diese Problematik Ursache dafür, dass sich ins-
besondere Alleinerziehende gezwungen sehen, ihre gelernte 
Erwerbstätigkeit aufzugeben. So arbeiten 62 Prozent der al-
leinerziehenden Mütter zum Befragungszeitpunkt nicht in 
ihrem erlernten Beruf, während dies nur auf die Hälfte der 
Mütter in einer Partnerschaft zutrifft. Der Einstieg in ungelern-
te Berufe ist leichter als der in Berufe, für die eine Ausbildung 
notwendig ist. Das bedeutet, dass diese Berufe womöglich 
von Müttern, die wegen ihrer Kinder keine Ausbildung ab-
schließen konnten oder kurzfristig Arbeit benötigen, als at-
traktiver wahrgenommen werden. Gleichzeitig bedeutet dies 
für die Mütter aber, dass sie schlechter bezahlt und leichter 
austauschbar sind, womit sich ihr Risiko verschärft, in eine 
prekäre Einkommenslage abzurutschen. Die schlechteren be-
ruflichen Voraussetzungen und das Fehlen eines Partners bzw. 
einer Partnerin verschärfen damit die Problematik auf dem 
Arbeitsmarkt, die bereits durch die Agenda 2010 und die Ein-
führung von Hartz IV zu zahlreichen prekären Erwerbssituati-
onen geführt hat.

Alle genannten Aspekte führen dazu, dass viele der befragten 
Frauen mit Blick auf ihre zahlreichen Verantwortungen ein 
Ohnmachtsgefühl verspüren und 39 Prozent es als große Be-
lastung empfinden, den an sie gestellten Anforderungen aus-
reichend gerecht zu werden. Die Annahme, dass eine Dop-
pelbelastung besonders im Osten dazu führt, dass Frauen 
(und vor allem Mütter) sich nach einer Retraditionalisierung 
sehnen (Wippermann 2015 und 2016), konnte im Rahmen der 
quantitativen Studie indes nicht belegt werden. Tatsächlich 
geben die befragten Frauen aus Ostdeutschland sogar signi-
fikant häufiger an, eher keine Belastung zu empfinden (32 
Prozent) als die Frauen aus Westdeutschland (26 Prozent). Be-
stätigt werden konnte jedoch, dass Mütter (43 Prozent) eine 
derartige Belastung signifikant häufiger verspüren als Frauen 
ohne Kinder (31 Prozent). Diese Forschungsergebnisse unter-
stützen die bereits gewonnenen Erkenntnisse von Wipper-
mann (2015 und 2016): Die Erwartungen an Mütter scheitern 
oft an der Umsetzbarkeit im Alltag, was dazu führt, dass sich 
das Druck- und Belastungsempfinden der Mütter weiter  
erhöht. 

3.4.  ZWISCHENFAZIT

Der Vergleich zwischen den Lebensentwürfen und den tat-
sächlichen Lebenslagen der befragten Frauen offenbart er-
hebliche Diskrepanzen in zwei Bereichen: Sowohl in finanzi-
eller Hinsicht als auch in Bezug auf ihre soziale Lebenslage 
konnten die Frauen in unserer Studie ihre Ideale nicht erreichen. 
Besonders deutlich wird dies im Hinblick auf die wirtschaftliche 
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Situation, die in vielen Fällen Erfahrungen mit akuten finanzi-
ellen Notlagen und Bedrohungen der eigenen Existenz mit 
sich brachte. In sozialer Hinsicht kämpfen die Befragten haupt-
sächlich mit der Vereinbarkeit von Familie und Beruf und den 
zahlreichen hohen Erwartungen, die sie an sich selbst und das 
soziale Umfeld an sie stellen. 

Als zentrale Barrieren, die die Frauen an der Erreichung ihrer 
Lebensentwürfe hindern, konnten folgende Faktoren identi-
fiziert werden: das Vorliegen einer prekären Erwerbssituation, 
die im Fall von Müttern durch unzureichende institutionelle 
Kinderbetreuung und Elternzeit verschärft wird; die Erforder-
nis einer Entscheidung zwischen Zeit (für Kinder und Familie) 
oder Gelderwerb, die sich finanziell als Balanceakt zwischen 
Voll- und Teilzeitarbeit erweist; fehlende partnerschaftliche 
Unterstützung oder (im Fall einer vorhandenen Partnerschaft) 
die ungleiche Verteilung der Familienarbeit (Gender Care Gap). 
Einige befragte Frauen sehen sich zusätzlich durch eine vor-
liegende Pflege- oder Fürsorgesituation belastet. Alle diese 
Faktoren tragen dazu bei, dass die Lebensrealitäten der Frau-
en nicht ihren ursprünglichen Entwürfen entsprechen. 

Konträr zu den Hypothesen, die sich aus der Literaturanalyse 
ergaben, konnten kaum Unterschiede zwischen Ost- und 
Westdeutschland festgestellt werden. Weder in der Bewertung 
der finanziellen Sorgen noch in der Vereinbarkeit von Familie 
und Beruf lassen die Studienergebnisse auf nennenswerte 
Diskrepanzen zwischen Ost und West schließen. Lediglich der 
Blick auf die Barrieren, die die Frauen an der Verwirklichung 
ihrer Lebensentwürfe hindern, offenbart Unterschiede in der 
gegebenen Betreuungssituation.
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4.1  BETEILIGUNG UND PRÄFERENZ  
BEI WAHLEN  

Die Relevanz von Politik für Frauen unterhalb der Mittelschicht 
und die Gründe für den hohen Nichtwähler_innenanteil wur-
den in bisherigen Forschungen kaum erhellt; die vorliegende 
Untersuchung macht dazu einen ersten Aufschlag mit folgenden 
Ergebnissen aus qualitativer und quantitativer Untersuchung. 

Es zeigt sich, dass die befragten Frauen in prekären Einkom-
menslagen an der Glaubwürdigkeit von Politiker_innen und 
Parteien zweifeln und politikverdrossen sind. Sie äußern in 
den qualitativen Interviews und Fokusgruppen, dass Politi-
ker_innen und Parteien „kein Verständnis für Bürger wie mich“ 
haben, „zu sehr vom Bürger entfernt“ sind und zu viel Geld 
verdienen, um sich „mit den Problemen der Bürger auseinan-
derzusetzen“.13

Politisches Interesse und der Wunsch, über die eigene Wahl-
beteiligung politisch Einfluss zu nehmen, sind dennoch vor-
handen – dies legen die Daten nahe. So sagt jede dritte der 
befragten Frauen, dass sie sich stark für Politik interessiert. 
Rund 40 Prozent geben ein mittleres politisches Interesse an. 
Die überwiegende Mehrheit (71 Prozent) hält es darüber hi-
naus für wahrscheinlich, sich an den nächsten größeren Wah-
len zu beteiligen. Lediglich gut jede Zehnte meint, ihre Wahl-
beteiligung sei unwahrscheinlich. 

Wenn sie zur Wahl gehen, wen wählen sie? 

Die quantitativen Ergebnisse verdeutlichen, dass sich der Groß-
teil der Befragten von keiner Partei des Deutschen Bundestages 
vertreten fühlt. So gibt explizit jede fünfte Frau an, für keine 
Partei Sympathie zu hegen; weitere 17 Prozent können darüber 
keine Aussage treffen. Auch qualitativ äußern die Frauen, dass 
sie über keine langjährige Parteiidentifikation verfügen:

„Keine Partei überzeugt mich. Ich wähle nicht aus Über- 
zeugung immer eine bestimmte Partei. Ich wähle mein 
Leben lang das kleinere Übel.“ 

Junge Mutter, 30–50 Jahre, Essen

13	 Diese Zitate stammen aus den von Ipsos durchgeführten Fokusgruppen 
mit jüngeren und älteren Müttern in Dresden und Essen.

Vor dem Hintergrund, dass sie das „kleinere Übel“ wählen, 
schließt sich die Frage an, wer das Übel aus ihrer Sicht ist, das 
heißt, für welche Partei im Deutschen Bundestag sie Antipathie 
hegen. Knapp jede zweite befragte Frau gibt in der quantita-
tiven Befragung an, die größte Antipathie gegenüber der AfD 
zu empfinden. Demnach ist anzunehmen, dass ein erheblicher 
Anteil der Befragten seine Stimme gerade nicht der AfD gibt. 
Auch die Links-Rechts-Selbsteinstufung deutet darauf hin, dass 
extreme politische Positionen nur von einer Minderheit der 
Befragten vertreten werden. So entscheidet sich mit 40 Prozent 
die Mehrheit von ihnen für die politische Mitte, etwas weniger 
als ein Drittel verortet sich links davon, 15 Prozent rechts der 
Mitte. Extrempositionen werden nur von einer Minderheit ge-
wählt.

Die These, Menschen in prekären Einkommenslagen tendier-
ten zur Wahl der AfD, bestätigt sich bei den von uns befragten 
Frauen demnach nicht. Trotz der kritischen Wahrnehmung 
etablierter Prozesse wandern diese Frauen nicht zwangsläufig 
zu populistischen Parteigruppierungen ab. Im Gegenteil: Es 
zeigt sich, dass auch Frauen unterhalb der Mittelschicht ihre 
Ablehnung gegen rechtspopulistische Parteien mit ihrer Stim-
me zum Ausdruck bringen. Sie gehen wählen, damit „rechts 
nicht an die Macht kommt“ (Alleinerziehende Mutter, 25–45 
Jahre, Essen). Dies gilt sowohl für Ost- als auch Westdeutsch-
land.14

Die eigene Beteiligung an Wahlen verstehen Frauen zwar häu-
fig als Teil gesellschaftlicher Verantwortung – gerade auch 
gegen Rechts. Aber der Einfluss der eigenen Stimme wird 
dennoch von ihnen selbst in Frage gestellt. Zum einen fehlt 
das Vertrauen in die vor der Wahl gemachten Versprechungen:

„In der Wahlkampagne heißt es, dass Kita-Gebühren ab- 
geschafft werden sollen. Jede Mutter oder berufstätige 
Mutter soll auch einen Platz finden. Das wird versprochen. 
Was eingehalten wird, wissen wir alle.“ 

Junge Mutter, 30‑50 Jahre, Essen

14	 Dies deckt sich mit den Erkenntnissen aus der Europawahl 2019. Diese 
zeigt, dass insbesondere ältere Männer in Ostdeutschland die AfD ge-
wählt haben. Siehe https://www.sueddeutsche.de/politik/afd-waeh-
ler-jung-soziologie-1.4660812 (30.10.2019). 

4.

DIE ROLLE VON (GESCHLECHTER- 
UND FAMILIEN-)POLITIK FÜR FRAUEN  
MIT GERINGEM EINKOMMEN 
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und Migrant_innen bereit seien, „für weniger [Geld] zu arbeiten“.
Obgleich zwar festzustellen ist, dass die befragten Frauen 
kaum zu rechtspopulistischen bzw. rechtsextremen Wahlent-
scheidungen neigen, teilen sie dennoch so manche rechts- 
populistische Überzeugung:

„Egal welche Politiker, ich gehe wählen, aber es fällt mir 
schwer. […] Es ist eine Verschwörung, keine Partei hält 
das Wahlversprechen, alle sind gegeneinander, Wettbe- 
werb. Die AfD verspricht Gott und die Welt, es fällt auf 
fruchtbaren Boden, sie vergessen, wozu das führen 
kann. Ich würde niemals in diese Richtung gehen, nicht 
rechtsorientiert. Klar gibt es auch Punkte auf ihrem 
Zettel, die mich ansprechen.“ 

Alleinerziehende Mutter, 30–50 Jahre, Essen

Frauen in prekären Einkommenslagen befinden sich hiernach 
augenscheinlich mitten im Verteilungskampf auf dem Arbeits-
markt (um vergleichsweise schlecht bezahlte Arbeitsplätze) 
und im Wettbewerb um sozialstaatliche Ressourcen. Sie sehen 
sich folglich in starker Konkurrenz mit anderen Menschen in 
prekären Einkommenslagen, also häufig mit Ausländer_innen 
und Migrant_innen.

„Wir schleppen jetzt die ganzen ausländischen Kräfte 
an, weil die vielleicht noch für wenig Geld die Berufe 
ausüben.“ 

Ältere Frauen, 50–70 Jahre, Dresden

„Versprechungen werden gemacht, die werden nicht ein- 
gehalten. Wie zum Beispiel beim Kindergeld. Meine 
Cousine hat gesagt, dass es um 25 Euro pro Kind 
erhöht wird, aber erst in einigen Jahren. Und jetzt sind 
es 10 Euro. Ich weiß nicht, was ich mit 10 Euro mehr 
machen könnte. Es ist nichts.“ 

Junge Mutter, 30‑50 Jahre, Essen

Zum anderen gibt es aus ihrer Sicht keine Partei, die sie über-
zeugt, weil keine Partei ihre Interessen vertrete. Hier ergibt die 
quantitative Befragung den bemerkenswerten Befund, dass 
etwa die Hälfte der Befragten nicht zuordnen kann, welche 
Partei sich am meisten für Frauen (57 Prozent) bzw. für Fami-
lien (46 Prozent) einsetzt, oder aber meint, dass keine der 
Parteien das tue.

Die Politik beachte sie nicht, ist der Tenor insbesondere in den 
qualitativen Gesprächen:

„Es kommt mir vor, als ob wir nicht beachtet werden. 
Ich weiß nicht, was ich darauf antworten soll.“ 

Junge Mutter, 30–50 Jahre, Dresden 

Inwiefern die befragten Frauen finden, dass andere Gruppie-
rungen zu Unrecht mehr gesellschaftliche Beachtung bekom-
men als sie, wurde in Bezug auf „Ausländer_innen und 
Migrant_innen“ konkret erfragt (siehe Abbildung 6).

Mehr als jede Zweite ist überzeugt, dass Ausländer_innen und 
Migrant_innen „staatliche Leistungen/finanzielle Unterstützung 
oft einfacher/schneller als Leute wie [sie]“ bekommen, während 
sie selbst dafür mehr kämpfen müssten. Fast ebenso viele sind 
der Auffassung, Ausländer_innen und Migrant_innen erhielten 
„zu viel Geld vom deutschen Staat“. Und jede vierte befragte 
Frau denkt, dass Jobs in Gefahr seien, weil Ausländer_innen 

Abbildung 6
Meinungen über Ausländer_innen und Migrant_innen

Frage: Deutschland hat sich über die Jahrzehnte zu einem Einwanderungsland entwickelt und man hört daher ganz  
unterschiedliche Meinungen über Ausländer_innen und Migrant_innen. Welchen der folgenden Aussagen stimmen Sie zu?
Basis: Mütter, n = 1.300, Angaben in Prozent. Die Antworten wurden nach Segmenten unter den Befragten ausgewertet, Beschreibung  
der Segmente siehe 5.1 (Familien-Orientierte, Existenziell Bedrohte, Einzelkämpferinnen).

Zustimmung zu …

Ausländer_innen und 
Migrant_innen, die hier  
leben, erhalten zu viel  
Geld vom deutschen Staat.

Ausländer_innen und 
Migrant_innen nehmen 
Deutschen die Jobs weg,  
weil sie bereit sind, für  
weniger zu arbeiten.

24
19

28
41

47
43

41
72

Gesamt Familien-Orientierte Existenziell Bedrohte Einzelkämpferinnen
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4.2  GESCHLECHTER- UND FAMILIEN- 
POLITISCHE MASSNAHMEN AUF DEM 
PRÜFSTAND

Die meisten befragten Frauen halten es insgesamt für sehr 
wichtig, dass sich die Politik für die Belange von Frauen und 
Familien einsetzt. Geschlechter- und familienpolitische Maß-
nahmen erachten die Frauen als überaus wichtig, sofern sie 
ihnen bekannt sind, was jedoch nur eingeschränkt der Fall ist. 
Über die bekannten vorhandenen Maßnahmen hinaus gibt 
es eine hohe Zustimmung zu notwendigen zukünftigen Maß-
nahmen. Allerdings haben die Befragten Schwierigkeiten, Frau-
en- und Familienpolitik einzelnen Parteien zuzuordnen. So 
kann die Hälfte der Befragten keine Partei identifizieren, die 
die Interessen von Frauen oder Familien explizit vertritt.

Bemerkenswerterweise sind die verschiedenen frauen- und 
familienpolitischen Maßnahmen wenig bekannt. Die „Ehe für 
alle“ ist die Bekannteste (61 Prozent) – wohl auch, weil der 
politische Diskurs dazu eine hohe mediale Aufmerksamkeit 
hatte. Wenigen, nämlich nur gut der Hälfte der befragten Frau-
en, ist der im Januar 2017 eingeführte gesetzliche flächende-
ckende Mindestlohn bekannt. Sofern er bekannt ist, wird er 
jedoch als äußerst wichtig erachtet. Für besonders wichtig 
halten Frauen auch jedwede Maßnahme zur Verschärfung 
des Sexualstrafrechts sowie Interventionen, die der Bekämp-
fung von Gewalt gegen Frauen dienen. Maßnahmen für die 
Gleichstellung von Frauen in Führungspositionen hingegen 
sind für Frauen in dieser Studie weniger relevant (siehe Abbil-
dung 7). 

Auch familienpolitischen Maßnahmen, die Frauen mit Kindern 
betreffen, sind unter den Befragten nur begrenzt bekannt. 
Lediglich Kindergeld und steuerliche Kinderfreibeträge kennen 
mehr als die Hälfte (60 Prozent) der befragten Mütter. Auf 
Elterngeld und ElterngeldPlus trifft dies für 46 Prozent zu, und 
jede Vierte weiß vom Unterhaltsvorschuss für Alleinerziehen-
de und vom Rechtsanspruch auf einen Betreuungsplatz ab 
dem ersten Lebensjahr des Kindes. Weitere Maßnahmen sind 
jedoch bestenfalls einem Drittel der Mütter bekannt – das 
Brückenteilzeit-Gesetz kennt beispielsweise nur jede fünfte 
befragte Mutter. Natürlich darf bei der Bewertung der Be-
kanntheit nicht vergessen werden, dass diese Maßnahmen 
teilweise erst in den letzten Jahren eingeführt wurden – so 
das Brückenteilzeit-Gesetz im Januar 2019. 

Die Bekanntheit familien- bzw. frauenpolitischer Maßnahmen 
hängt insbesondere davon ab, wie dringlich Frauen auf diese 
angewiesen sind. Bei Müttern mit kleinen Kindern und ohne 
partnerschaftliche Unterstützung ist es beispielsweise wahr-
scheinlicher, dass sie das Gesetz zur Sicherung des Unterhalts 
von Kindern alleinstehender Mütter und Väter durch Unter-
haltsvorschüsse (Unterhaltsvorschussgesetz und dessen Re-
form 2017) kennen. Dies hat sich auch in den qualitativen 
Interviews bestätigt. Grundsätzlich haben alleinerziehende 
Mütter die besten Kenntnisse hinsichtlich sozialstaatlicher 
Transferleistungen. 

Gleichzeitig wird in den Gesprächen der qualitativen Befra-
gung deutlich, dass viele Mütter es als aufwendig empfinden, 
sich einen Überblick über die einzelnen Leistungen zu ver-

 
Abbildung 7
Bekanntheit und empfundene Wichtigkeit von frauenpolitischen Maßnahmen

wichtigsehr wichtig

eher unwichtig sehr unwichtig

Welche der folgenden  
Maßnahmen kennen Sie?

Und wie wichtig finden Sie die  
jeweilige Maßnahme?

Frage: Die Politik hat in den letzten Jahren Maßnahmen eingeführt, die das Leben von Frauen und Müttern verbessern sollen. 
Welche davon kennen Sie? Und wie wichtig finden Sie die jeweilige Maßnahme? 
Basis: Alle Befragten, n = 2.000, Angaben in Prozent, Abweichungen zu 100 %: Keine Angabe.

Kennen die Maßnahme

61

48

39

20

54

45

29

44

76

27

45

71

75

65

43 7

7

7

3

4

24

1

1

31

40

23

21

24

31Ehe für alle

Verschärfung des Sexual- 
strafrechts („Nein heißt nein“)

Maßnahmen für mehr Frauen 
in Führungspositionen

kostenlose Abgabe von  
Verhütungsmitteln an Frauen  
bis 22 Jahre

flächendeckender gesetz- 
licher Mindestlohn

Maßnahmen zur Bekämpfung 
von Gewalt gegen Frauen

Aufwertung sozialer Berufe 

2

2

1

14
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schaffen. Letztlich führt dies dazu, dass sie sich nicht kontinu-
ierlich über gesetzliche Veränderungen informieren und daher 
die eigenen Möglichkeiten und die tatsächlichen Ansprüche 
auf staatliche Leistungen oftmals nicht kennen. Darüber hinaus 
wird der Zugang zu Anspruch und Leistung für viele Mütter 
durch das Verrechnungssystem unterschiedlicher Leistungen 
weiter verkompliziert. Eine Verbesserung auf dem Papier wird 
von ihnen oftmals nicht als solche empfunden. Diese Mütter 
nehmen subjektiv nicht wahr, dass ihnen weitere Maßnahmen 
tatsächlich positive Effekte bringen. Das trägt zu Misstrauen 
gegenüber der Politik und politischen Parteien bei. 

„Die profilieren sich mit Familienpolitik und sagen, das Land 
ist familienfreundlich. Aber die Anrechte werden nicht 
publik gemacht. Aus Angst, dass es ausgenutzt wird.“ 

Ältere Frauen, 50–70 Jahre, Essen

„[Das Elterngeld] war der Grund, warum ich Hartz IV 
bekommen habe. Das Elterngeld hat uns geschadet. 
2007 kam das. Wir waren mit einer der Ersten, die den 
Mist abgekriegt haben. Wir mussten aufstocken. Man 
muss sich vor dem Amt total nackig machen, obwohl 
man einen Job hat.“ 

Jüngere Frauen, 30–50 Jahre, Dresden

Grundsätzlich bleibt aber zu erwähnen, dass, wenn ein Pro-
gramm bekannt ist (und Befragte mit diesem ggf. auch vertraut 
sind), dieses häufig als wichtig bzw. relevant wahrgenommen 
wird (siehe Abbildung 8). Höchste Priorität haben für die Müt-
ter der vorliegenden Studie das Kindergeld und steuerliche 
Kinderfreibeträge (68 Prozent). Aber auch die Unterhaltsvor-
schusskasse für Alleinerziehende (65 Prozent) und steuerliche 
Entlastungen für Alleinerziehende (65 Prozent) bewerten die 
Mütter, denen diese Möglichkeiten bekannt sind, als wichtige 
Sozialmaßnahmen. Für Parteistrateg_innen ergibt sich aus die-
sem Befund die Herausforderung, zielgruppenspezifische 
Maßnahmen so in die Öffentlichkeit zu tragen, dass sie auch 
zu einer positiven Resonanz unter den Bürger_innen führen, 
die nicht direkt von dem Politikprogramm profitieren. 

Neben den bereits bestehenden politischen Maßnahmen wur-
de erfragt, welche potenziellen zukünftigen Maßnahmen den 
Frauen und Müttern Entlastung schaffen könnten (siehe Ab-
bildung 9). Wenn die befragten Frauen darüber mitbestimmen 
könnten, welche frauenpolitischen Maßnahmen künftig ein-
geführt werden sollten, dann rangiert die Maßnahme „Gleicher 
Lohn für Frauen und Männer für gleiche oder gleichwertige 
Arbeit“ mit 82 Prozent an erster Stelle. Zwei Drittel empfinden 
außerdem die Grundrente ohne Bedürftigkeitsprüfung als es-
senziell. Das zeigt, dass die Befragten sich eine Veränderung 
derjenigen Umstände wünschen, die maßgeblich dafür ver-

 
Abbildung 8
Bekanntheit und empfundene Wichtigkeit von familienpolitischen Maßnahmen

wichtigsehr wichtig

eher unwichtig sehr unwichtig

Frage: Die Politik hat in den letzten Jahren Maßnahmen eingeführt, die das Leben von Frauen und Müttern verbessern sollen. 
Welche davon kennen Sie? Und wie wichtig finden Sie die jeweilige Maßnahme? 
Basis: Mütter, n = 1.300, Angaben in Prozent, Abweichungen zu 100 %: Keine Angabe.

Kennen die Maßnahme

60

39

33

27

24

20

46

41

31

68

50

38

51

65

62

65

57

37

4

310

1

0

1

34

38

31

34

43

29Kindergeld und steuerliche 
Kinderfreibeträge

Rechtsanspruch auf Betreu
ungsplatz ab 1. Geburtstag

Ehegattensplitting 
(Steuervergünstigung für 
verheiratete Paare)

Steuerlicher Entlastungsbetrag 
für Alleinerziehende
Gute-KiTa-Gesetz (Maßnahmen 
für mehr Qualität und weniger 
Gebühren)
Brückenteilzeit-Gesetz 
(Anspruch auf Teilzeit mit 
Rückkehr in Vollzeit)

Elterngeld und ElterngeldPlus

Unterhaltsvorschuss für 
Alleinerziehende

Starke Familien-Gesetz 
(Kinderzuschlag & Pakete für 
kleine Einkommen)

2

2

3

13

3

17

31 0

35 5 2

52 6 3

Welche der folgenden  
Maßnahmen kennen Sie?

Und wie wichtig finden Sie die  
jeweilige Maßnahme?
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antwortlich sind, dass besonders viele Frauen von Armut be-
troffen sind und sich in prekären Einkommenslagen wieder-
finden.

Auch die Aufwertung weiterer sozialer Berufe wünscht sich 
über die Hälfte der befragten Frauen. An vierter Stelle der 
Prioritätenliste stehen der Abbau von Minijobs, die Bekämp-
fung des Missbrauchs von Minijobs sowie erleichterte Wege 
für Beschäftigte aus Minijobs in sozialversicherungspflichtige 
Arbeit (46 Prozent). Nur ein Viertel der befragten Frauen spricht 
sich indes für Maßnahmen aus, die mehr Frauen in Entschei-
dungs- und Führungspositionen verhelfen. Diese Ergebnisse 
verdeutlichen erneut, dass Frauen besonders die Maßnahmen 
als wichtig erachten, von denen sie persönlich profitieren:

„Es ist wichtig, dass die Frauen unterstützt werden, die 
darauf angewiesen sind und nicht die Karrierefrau, die 
meint, sie muss mit 35 Jahren noch ein Kind kriegen 
und packt das Kind mit sechs Wochen in die Kita.“ 

Junge Mutter, 30‑50 Jahre, Dresden

Auch das Leben von Müttern im Speziellen soll in Zukunft 
mithilfe weiterer familienpolitischer Maßnahmen verbessert 
werden. Hier zeigt sich, dass von den befragten Mütter die 
Mehrheit (58 Prozent) eine Kindergrundsicherung einführen 
würde. Knapp die Hälfte meint außerdem, dass höhere Steu-
erfreibeträge sinnvoll wären, und 41 Prozent wünschen sich 
eine Abschaffung der Kita-Gebühren. Weitere Maßnahmen 
zur Verbesserung der Situation in der Pflege nähmen 38 Pro-
zent in Angriff, und ein Drittel würde die partnerschaftliche 
Aufteilung der Erwerbsarbeit forcieren (siehe Abbildung 10).

Generell lässt sich schlussfolgern, dass die jeweilige Lebens-
situation der Frauen entscheidend dafür ist, welche Maßnah-
men für sie den höchsten Stellenwert einnehmen. Dies trifft 
auf die aktuell gültigen wie auf die potenziellen zukünftigen 
geschlechter- und familienpolitischen Maßnahmen zu. Maß-
nahmen, die Mütter und insbesondere Alleinerziehende ent-

lasten, werden allgemein als sehr wichtig eingestuft, da sie 
einer Benachteiligung entgegenwirken und die Absicherung 
von Frauen und deren Kindern gewährleisten. 

Geschlechter- und familienpolitische Politikangebote spielen 
gegenwärtig keine Rolle für die Wahlbeteiligung und -ent-
scheidung von Frauen unterhalb der Mittelschicht. Die befrag-
ten Frauen haben schlicht keine Kenntnisse darüber, welche 
Partei sie mit ihrer Politik und ihren Leistungen unterstützt. 
Gleichwohl vermag ein Politikangebot, welches der Lebens-
realität von Frauen entspricht, ihren Blick auf die Politik nach-
haltig zu verändern. Ein Politikangebot, das Handlungsspiel-
räume vergrößert, trägt dazu bei, soziale Ausgrenzung zu 
verringern. Daher widmet sich das folgende Kapitel der Frage, 
an welchen Stellschrauben die Politik konkret drehen kann.

 

82

52

25

64

46

Gleicher Lohn für Frauen und Männer für 
gleiche und gleichwertige Arbeit

Aufwertung weiterer sozialer Berufe

Maßnahmen für mehr Frauen in Entscheidungs-  
und Führungspositionen

Grundrente ohne Bedürftigkeitsprüfung 

Minijobs abbauen, Missbrauch bekämpfen und 
Beschäftigten den Weg aus Minijobs in sozial
versicherungspflichtige Arbeit erleichtern

Abbildung 9
Wichtigkeit zukünftiger frauenpolitischer Maßnahmen

Frage: Das Leben von Frauen und Müttern soll auch in Zukunft verbessert werden. Stellen Sie sich vor, Sie könnten  
mitbestimmen, welche Maßnahmen eingeführt werden sollen. Bitte wählen Sie aus folgender Liste eine frauenpolitische  
Maßnahme aus, die Ihnen persönlich am wichtigsten wäre.
Basis: Alle Befragten, n = 2.000, Angaben in Prozent
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38

Kindergrundsicherung

Abschaffung der Kita-Gebühren

Maßnahmen für eine partnerschaftliche Aufteilung 
der Erwerbsarbeit und Familienarbeit

Ausweitung/Verlängerung der Wohneigentums
förderung für Familien

Rechtsanspruch auf Ganztagesbetreuung in der 
Grundschule

höhere Steuerfreibeträge für Familien mit Kindern

weitere Verbesserungen in der Pflege

Abbildung 10
Wichtigkeit zukünftiger familienpolitischer Maßnahmen

Frage: Das Leben von Frauen und Müttern soll auch in Zukunft verbessert werden. Stellen Sie sich vor, Sie könnten  
mitbestimmen, welche Maßnahmen eingeführt werden sollen. Bitte wählen Sie aus folgender Liste eine familienpolitische  
Maßnahme aus, die Ihnen persönlich am wichtigsten wäre.
Basis: Alle Befragten, n = 1.300, Angaben in Prozent
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5.1  TYPISIERUNG DER LEBENSREALITÄTEN

Welche Maßnahmen am effektivsten greifen, hängt von den 
individuellen Lebensumständen und einer Vielzahl externer 
Faktoren ab. Das heißt, Politikempfehlungen können nicht all-
gemein formuliert werden, sondern müssen sich auf die je-
weilige Situation von Frauen bzw. Familien beziehen. 
Die jeweiligen Situationen, in denen sich Frauen in prekären 
Einkommenslagen befinden, wurden mithilfe der Zuordnung 
der Befragten zu drei Segmenten entlang ihrer Einstellungs-
muster und demografischen Merkmale zusammenfassend 
charakterisiert (siehe Abbildung 11).

Segment 1
FAMILIEN-ORIENTIERTE

Die Familien-Orientierten bilden das zufriedenste der drei Seg-
mente. Sie fühlen sich mit ihrem Umfeld stark verbunden und 
sind gesellschaftlich integriert. In diesem Segment finden sich vor- 

wiegend Mütter in stabilen Partnerschaften; viele von ihnen 
sind verheiratet. Die eigene Familie steht für die Familien-Orien- 
tierten im Mittelpunkt. Ihnen ist es besonders wichtig, eine glück- 
liche Partnerschaft zu führen und zufriedene Kinder zu haben. 

Der familiäre Lebensentwurf wurde von den Frauen in diesem 
Segment erfolgreich erreicht. Das steht im Gegensatz zu ihren 
wirtschaftlichen und beruflichen Zielen, die auch diesen Frau-
en trotz der Priorisierung der Familie wichtig sind. Nur etwa 
die Hälfte von ihnen hat es geschafft, eine sichere bzw. eine 
zufriedenstellende Arbeitsstelle zu finden, und nur jede Dritte 
betrachtet ihre Entlohnung als angemessen. Nur weniger als 
ein Drittel hat keine finanziellen Sorgen. 

Aufgrund des hohen Stellenwerts der Familie legen diese Frau-
en großen Wert darauf, dass sich eine Partei für die Belange 
von Familien einsetzt. In diesem Segment wird die SPD als die 
Partei wahrgenommen, die diese familienpolitischen Interessen 
am meisten vertritt.

5.

TYPOLOGIE VON FRAUEN  
MIT GERINGEN EINKOMMEN UND  
HANDLUNGSEMPFEHLUNGEN

 
Abbildung 11
Übersicht über die Segmente

Basis: n = 2.000 Befragte, Angaben in Prozent.
Quelle: Segmentierung auf Basis einer Umfrage von Ipsos im Auftrag von der Friedrich-Ebert-Stiftung.
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29

41

Segment 1
FAMILIEN-ORIENTIERTE

Segment 2
EINZELKÄMPFERINNEN

Segment 3
EXISTENZIELL BEDROHTE
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Segment 2
EINZELKÄMPFERINNEN

Die Frauen in diesem Segment fühlen sich von der Gesellschaft 
ungerecht behandelt. Sie sind häufig alleinstehend und prio-
risieren weder beruflichen Erfolg noch soziale Beziehungen. 
Der Anteil an Müttern ist sehr gering, dagegen sind ältere 
Frauen in diesem Segment überrepräsentiert. Ein erheblicher 
Teil lebt in größeren Städten und fühlt sich kaum mit seinem 
Umfeld verbunden.

Die Alleinkämpferinnen tendieren dazu, pessimistisch in die 
Zukunft zu blicken. Sie gehen davon aus, bald arbeitslos zu 
werden, und rechnen mit geringen Chancen auf (Neu-)Einstel-
lung. Nur eine von drei Befragten hat es geschafft, eine siche-
re und stabile Arbeitsstelle zu finden, und sogar nur jede Vier-
te ist mit ihrer Arbeit zufrieden. Nur jede Zehnte findet, sie 
erhalte eine angemessene Entlohnung oder könne behaupten, 
frei von finanziellen Sorgen zu sein. Das Segment zeichnet sich 
damit durch eine akute finanzielle Notlage aus.

Gleichzeitig ist das politische Interesse dieser Frauen ver-
gleichsweise gering: Sie haben keine klare politische Präferenz, 
und geschlechter- und familienpolitische Maßnahmen haben 
bei ihnen einen geringen Stellenwert. 

Segment 3
EXISTENZIELL BEDROHTE

Frauen in diesem Segment sind unzufrieden mit den eigenen Um- 
ständen wie Arbeit, Einkommen, Freizeit, Partnerschaft. Allein-
erziehende Mütter sind in diesem Segment überrepräsentiert.

Frauen in diesem Segment zeichnen sich in erster Linie dadurch 
aus, dass sie es als extreme Belastung empfinden, den an  
sie gestellten Anforderungen gerecht zu werden. Sie sind häu-
fig überfordert und erschöpft. Auf der einen Seite sind sie 
bemüht, ein geregeltes Familienleben aufrechtzuerhalten, 
während sie auf der anderen Seite genügend Geld verdienen 
müssen, um der Familie eine angemessene finanzielle Existenz 
zu sichern. 

Existenzielle Sorgen dominieren dieses Segment: Viele der von 
solchen Sorgen bedrohten Frauen arbeiten nicht in ihrem ge-
lernten Beruf. Die Angst, arbeitslos zu werden oder keine neue 
Stelle finden zu können, ist unter den Frauen in diesem Seg-
ment weit verbreitet. Ein erheblicher Anteil ist arbeitssuchend 
und verschuldet. Ein sicherer Arbeitsplatz ist diesen Frauen 
sehr wichtig. Mit 92 Prozent wünschen sich nahezu alle von 
ihnen eine bessere finanzielle Absicherung, aber nur ein Drit-
tel der Frauen hat eine sichere Arbeit. Vier von fünf Frauen aus 
diesem Segment haben finanzielle Sorgen. Nur 4 Prozent ver-
fügen zum Zeitpunkt der Befragung über genügend Geld, „um 
sich auch mal etwas leisten zu können“, und nur 17 Prozent 
finden, dass sie angemessen entlohnt werden.

Die existenziellen Sorgen dieser Frauen beeinträchtigen auch 
das Familienleben: Nur die Hälfte behauptet, zufriedene Kin-
der zu haben oder viel Zeit mit den Kindern verbringen zu 
können. Einen angemessenen Ausgleich zwischen Beruf und 
Familie hat nur ein Drittel erreicht. 

Politisch ordnen sich viele von ihnen eher rechts ein und ver-
treten am häufigsten die Annahme, dass sich die AfD für Frau-
en bzw. Familien einsetze. Die hohe Sympathie mit der AfD in 
diesem Segment stimmt außerdem mit den Ansichten dieser 
Frauen gegenüber anderen Themen überein. Beispielsweise 
ist dieses Segment auffällig migrant_innenfeindlich. 

5.2  HANDLUNGSEMPFEHLUNGEN  
AN DIE POLITIK

Insgesamt zeigen die Ergebnisse der Befragung und der an-
schließenden Segmentierung, dass die Diskrepanzen zwischen 
Lebensentwürfen und Lebensrealitäten genauso zahlreich und 
unterschiedlich sind, wie es die individuellen Situationen der 
einzelnen Frauen und deren Lebensumstände sind. Die Auf-
schlüsselung der Befragten in einzelne Segmente erlaubt kei-
ne einheitliche Lösung, die geeignet wäre, allen Frauen Ent-
lastung zu verschaffen. Zentrale Schlussfolgerung für die 
Politik muss deshalb sein, Frauen in prekären Einkommensla-
gen nicht als homogene Gruppe zu betrachten, sondern anzu- 
erkennen, dass es sich um eine heterogene Gruppe mit un-
terschiedlichen Ansprüchen und Bedürfnissen handelt. Gleich-
zeitig hilft die Herausarbeitung der einzelnen Segmente zu 
identifizieren, an welchen Stellen die Politik ansetzen kann. 

Gute Politik muss an zwei Stellen ansetzen: zum einen mit 
Maßnahmen, die die Lebensrealitäten von Frauen mit gerin-
gem Einkommen konkret verbessern; zum anderen mit Maß-
nahmen, die die Glaubwürdigkeit von Politik aus Sicht dieser 
Frauen wiederherstellen.

5.2.1  VERBESSERUNG DER LEBENSREALITÄTEN 
VON FRAUEN MIT GERINGEM EINKOMMEN

Die Würde des Menschen ist unantastbar –  
auch für Frauen mit geringem Einkommen

Sorge vor und Erfahrung von Stigmatisierung ist ein häufig 
wiederkehrendes Narrativ in Gesprächen mit Frauen, die So-
zialleistungen erhalten oder alleinerziehend sind. Die Furcht 
und Erfahrung, nicht in das Schema der erfolgsorientierten 
Gesellschaft zu passen, und der Glaube, von Außenstehenden 
als „Sozialschmarotzerin“ wahrgenommen zu werden, basiert 
auf dominanten sozialchauvinistischen Diskursen: Die befrag-
ten Frauen haben Angst „als Asi[s] dazustehen“ (Alleinerzie-
hende Mutter, 30‑50 Jahre, Essen), die nicht mit Geld umgehen 
können, nicht in der Lage sind, stabile Beziehungen zu führen 
und darüber hinaus eine Belastung für die neoliberale Leis-
tungsgesellschaft darstellen:

„Weil ich nicht möchte, dass die Leute denken […] ja, 
Hartz und Herzlich, wie im Fernsehen. Dass das so 
rüberkommt, […] da ist eine Mama, vier Kinder, am 
besten noch von vier verschiedenen Vätern, ach guck 
mal, vom Amt auch noch.“ 

Alleinerziehende Mutter, 30–50 Jahre, Essen 

Prinzipiell benötigen wir ein neues Gesellschaftsbild, in dem 
auch diejenigen Anerkennung finden, die gegenwärtig auf-
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grund von verfestigten Sozialstrukturen, Krankheit oder an-
deren besonderen biografischen Wendepunkten von gesell-
schaftlicher Teilhabe und individueller Selbstverwirklichung 
ausgeschlossen werden. Maßnahmen zum Abbau von Stig-
matisierung würden allen Befragten zugutekommen. 

Offenheit gegenüber vielfältigen Familienmodellen

Einige Teilnehmerinnen der Studie verwiesen darauf, dass in-
stitutionelle Arrangements modernen Formen des Zusammen-
lebens nicht gerecht werden. In den qualitativen Interviews 
kam der Wunsch auf, dass die Politik die Rahmenbedingungen 
für neue Familienmodelle schaffen solle (Beispiel „Ehe für Alle“). 
So bemängeln Frauen beispielsweise die rigide Regelung der 
Bedarfsgemeinschaft bei der Berechnung von Sozialleistungen. 
Die staatlich gewährte Grundsicherung ist gegenüber anderen 
Hilfen nachrangig. Es gilt Ehegatten- und Partnersubsidiarität 
vor sozialstaatlicher Hilfe. Transferleistungen innerhalb von Part-
nerschaften werden vom Staat als faktisch gegeben angenom-
men und bei der Berechnung der Grundsicherung berücksich-
tig. Die Regelung verhindere neue Formen des Zusammenlebens 
wie z. B. Wohngemeinschaften, in denen Transferleistungen 
zwischen den Bewohner_innen der Gemeinschaft gering sind:

„Was ist eine moderne Familie? Es gibt Tausende Mo- 
delle. Ich habe als WG mit einer Freundin zusammen- 
gelebt. Da musste ich auch aufpassen, dass keine Gelder 
abgezogen werden, nach dem Motto ‚Bedarfsgemei- 
schaft‘. Wir waren keine Bedarfsgemeinschaft, aber da 
sind sie schnell auf der Matte und gucken, wie es ist.  
Es ist ein Witz, dass man einerseits sagt, Deutschland 
braucht mehr Kinder, dann wird es den Menschen be- 
rufsbedingt richtig schwer gemacht.“ 

Mutter in Partnerschaft, 45–65 Jahre, Essen

Gerechtigkeit verlangt eine gewisse Grundordnung: Nicht jede 
Lebenssituation kann zwangsläufig in der Gesetzgebung be-
rücksichtigt werden. Aber, in einer dynamischen Gesellschaft 
muss sich Geschlechter- und Familienpolitik permanent hin-
terfragen und auf veränderte Formen des Zusammenlebens 
eingehen.

Besondere soziale Sicherungsnetze für besondere 
biografische Wendepunkte 

In den Einzelinterviews wurde die Frage gestellt, welche Erleb-
nisse im Rückblick als besonders einprägsame Wendepunkte 
im Leben wahrgenommen werden. Bei aller Individualität der 
Lebensverläufe: Frauen mit Kindern erfahren den Übergang 
von einem (oftmals) als erfolgreich betrachteten beruflichen 
und sozialen Leben in die Mutterschaft als einschneidend. In-
dividuelle Selbstverwirklichung wird vom Zeitpunkt der Geburt 
an häufig einer zweckorientierten sozialen Verantwortung ge-
genüber der Familie hintenangestellt. Erfüllung suchen viele 
Frauen dann hauptsächlich in der Familie (mit oder ohne Part-
ner_in). Ein weiterer Lebensabschnitt in der Biografie von Müt-
tern beginnt mit dem Wiedereintritt in das Berufsleben. 

Auch das Ende von Partnerschaften nehmen Frauen als be-
sonders einschneidend wahr – insbesondere wenn sie auf das 

Einkommen und/oder die Unterstützung des Partners bzw. 
der Partnerin bei der Fürsorge- und Familienarbeit angewiesen 
waren bzw. sind 

„Die Sache mit dem Vater [meines Kindes], das hat mir 
die Beine unter dem Arsch weggerissen. Man hört 
diese Dinge im Fernsehen und sagt, wie kann man so 
blöd sein, sich auf solche Leute einzulassen, dann 
passiert es mir selbst. Ich hatte in Köln finanziell ein 
gutes Leben, von heute auf morgen war es vorbei.“ 

Alleinerziehende Mutter, 30‑50 Jahre, Dresden

„Er hat mich auch direkt verlassen, als ich sagte, ich 
bin schwanger. […] Es hat vier Jahre gedauert, bis ich 
darüber [die Trennung] hinweg war. […] Ich habe den 
Job verloren. Vorher gutverdienend, selbstbewusst, in 
einer Beziehung stehend, in eine alleinerziehende 
Mutter, arbeitslos, gerutscht, Hartz IV. Ich wusste oft 
nicht, wie ich Brot, Milch kaufen soll. Ich war auch bei 
der Tafel, das war das Schrecklichste, was mir passiert 
ist, ich habe keinen Ausweg gesehen.“ 

Alleinerziehende Mutter, 30–50 Jahre, Essen

Mütter finden sich in der Konsequenz häufig in Abhängigkeit 
vom Sozialstaat wieder und müssen ihr Leben fundamental 
neu aufstellen.

Aufgrund der üblichen sozialen Absicherung und gesellschaft-
lichen Teilhabe über Erwerbsarbeit und der immer noch nicht 
gleich verteilten Fürsorge- und Familienarbeit zwischen Frau-
en und Männern ergibt sich eine Schieflage zuungunsten von 
Frauen. Die häufig fragmentierten Erwerbslebensläufe von 
Frauen infolge von Fürsorgeverantwortung für Kinder und 
andere Familienangehörige beeinträchtigen ihre Möglichkeiten 
der beruflichen Geradlinigkeit. Das verringert ihr Einkommen 
in Gegenwart und Alter. Die Mehrfachbelastung und vorhan-
denen Risiken schränken aber auch ihre gesamte gesellschaft-
liche Teilhabe und persönliche Selbstverwirklichung ein.

In dieser Hinsicht gab es vielerlei Impulse von der Politik: von 
neuen Teilzeitgesetzen bis hin zur Regelung von Unterhalts-
vorschüssen. Diese Impulse werden von den Frauen, die das 
betrifft, auch positiv wahrgenommen. Trotzdem bleibt die 
Entwicklung sozialer Sicherungsmechanismen, die Frauen den 
sichere(re)n Ein- oder Austritt in/aus verschiedene/n Lebens-
abschnitte(n) ermöglichen, ohne Angst haben zu müssen, in 
prekäre Einkommenslagen abzurutschen oder ihre berufliche 
Entfaltung und Absicherung im Alter zu gefährden, ein politi-
scher Handlungsauftrag. Auch mit Blick auf den Übergang 
zwischen Gehalt und Sozialhilfe sehen wir die Politik in der 
Pflicht, diesen so zu gestalten, dass es keine finanzielle Notsi-
tuation für Frauen bzw. Familien gibt.

Der Ausbau sozialer Sicherungsnetze, die Mütter im Falle einer 
Trennung oder eines Arbeitsverlusts unterstützen, richtet sich 
besonders an das Segment der Familien-Orientierten und das 
Segment der Existenziell Bedrohten. Dennoch sind Maßnah-
men der sozialen Sicherung auch für die Einzelkämpferinnen 
von besonderer Bedeutung, denen es an partnerschaftlicher 
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Unterstützung fehlt, um eine eventuell entstehende Notlage 
kurzzeitig aufzufangen. 

Echte Wahlfreiheit bezüglich Teilzeit und Vollzeit – 
vereinbarkeitsfreundliche Arbeitskultur

Teilzeittätigkeit wird von unseren Befragten als ambivalent be-
trachtet. Einige Frauen sehen darin eine Möglichkeit, trotz Fa-
milie mit dem Berufsleben verbunden zu bleiben und sich eine 
finanzielle Unabhängigkeit zu erhalten. So kann eine Teilzeit-
tätigkeit Müttern dazu verhelfen, auch Erfolg außerhalb der 
Familie zu haben, während gleichzeitig noch ausreichend Zeit 
für das Familienleben bleibt. Erwerbstätigkeit kann daher einen 
Ausgleich zum Familienleben darstellen und das persönliche 
Selbstwertgefühl der Mütter steigern. Eine Voraussetzung für 
ein Teilzeiterwerbsmodell ist jedoch, dass es „finanziell passt“ –  
denn Teilzeit muss man sich leisten können:
 

„Da ich meinen Partner habe, der auch verdient, passt 
es finanziell. Wir kochen zusammen, tragen die Miete 
zusammen, das macht es möglich. Das Vertrauen in ihn 
macht es auch möglich, dass es etwas Ernstes ist, dass 
ich mir keine Sorgen machen muss, auch das Vertrauen 
ins Leben, das Wissen, wenn ich will, könnte ich wieder 
mehr arbeiten, wenn es sein müsste.“ 

Mutter in Partnerschaft, 30–50 Jahre, Essen

Wie die Analyse der Lebenslagen und Lebensentwürfe von 
Frauen ergeben hat, gibt es unterschiedliche Motivationen, ein 
Voll- oder Teilzeitmodell zu wählen. Die finanzielle Lage eben-
so wie andere Rahmenbedingungen haben hier einen erheb-
lichen Einfluss auf die Entscheidungsfreiheit der Frauen und 
Mütter. Es bedarf daher intelligenter Arbeitszeitmodelle und 
gesetzlicher Regelungen, welche die Bedürfnisse moderner 
Familien berücksichtigen und Flexibilität erlauben. Gleichzeitig 
muss jedoch auch Arbeitgebern Planbarkeit garantiert werden. 
Diese unterschiedlichen Interessen müssen von der Politik be-
rücksichtigt und miteinander vereinbart werden. 

Auch hier ist der Gesetzgeber bereits aktiv geworden: Seit 
2001 gibt es in Deutschland das Teilzeit- und Befristungsgesetz, 
das erst kürzlich um das Brückenteilzeit-Gesetz (Januar 2019) 
erweitert wurde. Dieses ermöglicht Arbeitnehmer_innen eine 
befristete Teilzeitarbeit mit einem Rückkehrrecht in die vorhe-
rige Arbeitszeit. Trotz der progressiven Gesetzgebung, die es 
Arbeitnehmer_innen vereinfacht, über ihr Berufsleben hinweg 
verschiedene Arbeitszeitmodelle umzusetzen, fühlen sich Frau-
en indes weiterhin benachteiligt. Oftmals sehen sie sich in 
einem Rechtfertigungszwang gegenüber dem Arbeitgeber 
oder den Kolleg_innen: 

„Ich musste erklären, warum ich Teilzeit arbeiten 
möchte. Man hat immer das Gefühl, man muss sich 
als Mutter rechtfertigen, […] obwohl jeder weiß,  
dass man ein Kind hat.“ 

Junge Mutter, 3–50 Jahre, Essen

„Das hatte ich mit den Arbeitskollegen. Die fanden es 
unfair, weil man mich als Mutter früher nach Hause 
gehen lässt.“ 

Junge Mutter, 30–50 Jahre, Essen

Vom Gesetzgeber sind in den letzten Jahren die „harten“ Rah-
menbedingungen für familienfreundliche Arbeitszeitmodelle 
geschaffen worden, nicht aber die „soften“, die sich auf die 
Arbeitskultur beziehen. Hier kann Politik ansetzen, um mehr 
Akzeptanz zu schaffen.

Mütter sind stärker als Frauen ohne Kinder auf flexible Ar-
beitszeitmodelle angewiesen, wenn sie die Erwerbstätigkeit 
mit der Kinderbetreuung vereinbaren wollen. Von solchen 
Maßnahmen würden die Segmente der Familien-Orientierten 
und der Existenziell Bedrohten profitieren. Letztere sind sogar 
nachhaltiger von derartigen Interventionen abhängig, da sich 
unter ihnen häufiger Alleinerziehende befinden, die weder 
finanziell noch bei den familiären Pflichten partnerschaftliche 
Unterstützung erhalten. 

Weitere Verbesserungen der Betreuungsinfrastruktur

Einhergehend mit individuelle(re)n vereinbarkeitsfreundlichen 
Arbeitsmodellen bedarf es auch der Verbesserungen im Be-
treuungsangebot für Kinder. Die lokale Betreuungsinfrastruktur 
beeinflusst maßgeblich die Möglichkeiten von Müttern, (wie-
der) arbeiten zu gehen. Auch hier bewegte sich in den letzten 
Jahren einiges: Seit 2013 gibt es bundesweit für Kinder ab dem 
ersten Lebensjahr einen Rechtsanspruch auf Betreuung in einer 
Kindertageseinrichtung oder durch Tagespflege. Seit 2019 ver-
sucht das Gute-KiTa-Gesetz, die Qualität in den Einrichtungen 
zu vereinheitlichen und zu verbessern. Doch in der Praxis feh-
len leider auch 2019 noch Kita-Plätze. Es fällt vielen Frauen 
weiterhin schwer, einen Kita-Platz nahe ihrem Wohnort zu fin-
den. Zusätzlich unterliegen Kita-Kosten lokalen Schwankungen 
und hängen stark vom Wohnort, dem Träger, dem Alter des 
Kindes und von den genauen Betreuungsbedürfnissen ab. Wei-
terhin werden die Kosten von sozialen Aspekten wie dem 
Einkommen und der Kinderanzahl in den Familien beeinflusst. 
Auch das Schulhort-Angebot hat Lücken.

Viele Frauen in unserer Studie äußern sich positiv über die be-
stehende Gesetzgebung und die Möglichkeiten, Kinder bei Kitas, 
Tagesmüttern und -vätern anzumelden. Trotzdem gibt es Unmut 
über Ungerechtigkeiten in Bezug auf die Kosten, weiterhin be-
stehende Bedarfslücken und unflexible Öffnungszeiten der Kitas.

Wenn es um die Frage geht, welches Segment davon insbe-
sondere profitiert, wird schnell klar, dass die Verbesserung der 
Betreuungsinfrastruktur lediglich Frauen mit Kindern zugute-
kommt. Alleinerziehende Mütter, die sich hauptsächlich im 
Segment der Existenziell Bedrohten wiederfinden, sind hierauf 
noch stärker angewiesen als Mütter in Partnerschaft, die im 
Segment der Familien-Orientierten überrepräsentiert sind. 

Aufwertung sozialer Berufe 

Die immer noch unzureichende Betreuungsinfrastruktur ist 
auch auf unattraktive Arbeitsbedingungen im Erzieher_in-Be-

26FRIEDRICH-EBERT-STIFTUNG – FÜR EIN BESSERES MORGEN



ruf zurückzuführen. Viele der befragten Frauen bemängeln 
die Qualität der Betreuung, die mit der geringen Bezahlung 
von Kita-Erzieher_innen zusammenhängt. Sie sind überzeugt, 
dass sich die Qualität der Betreuung durch den Anstieg der 
Gehälter in den sozialen Berufen verbessern würde. Dass so-
ziale Berufe aufgewertet werden müssen, ist daher eine häu-
fige Äußerung der Befragten in unserer Studie: 

„Da will keiner mehr rein. Man verdient zu wenig Geld 
für das, was daran hängt.“ 

Mutter in Partnerschaft, 30–50 Jahre, Essen

In diesem Berufsfeld sind vorwiegend Frauen tätig. Die Kritik 
an einer zu geringen Bezahlung in sozialen Berufen ist deshalb 
als ein Hinweis auf die weiterhin unfairen Gehälter von Frauen 
im Allgemeinen zu verstehen (Gender Pay Gap). Die Verant-
wortung wird hier zweifellos bei der Politik gesehen:

„[…] Der Erzieherberuf ist unterbezahlt. Daran muss die 
Politik auch was verändern. Wir wollen mehr Kita-
Plätze, mehr Betreuung. Aber wir geben den Erziehern 
zu wenig Geld. Das passt nicht.“ 

Junge Mutter, 30–50 Jahre, Essen

Partnerschaftliche Aufteilung der Fürsorge- und 
Familienarbeit zwischen Vätern und Müttern

Die Aufteilung von Fürsorge- und Familienarbeit hat sich in 
den letzten Jahren in Richtung mehr Partnerschaftlichkeit ver-
bessert. Doch geht das vielen Frauen nicht weit genug, sie 
finden eine gerechtere Verteilung der häuslichen Pflichten 
selbstverständlich: 

„Es gehört dazu, dass der Vater sich kümmert.“ 

Alleinerziehende Mutter, 30–50 Jahre, Essen

Frauen wünschen sich eine Politik, die väterliche Verantwor-
tung fordert und fördert. Viele Frauen fühlen sich von Männern, 
die die Vaterschaft ihrer Kinder leugnen, im Stich gelassen. Sie 
erwarten vom Staat, strenger mit nichtzahlenden Vätern um-
zugehen: 

„Früher sind sie in den Knast gekommen, heute lachen 
sie sich einen ins Fäustchen.“ 

Mutter in Partnerschaft, 30‑50 Jahre, Essen

Nichtsdestotrotz sind den Frauen die positiven Entwicklungen 
bewusst: 

„Dass entschieden wurde, dass der Unterhaltsvorschuss 
bis zum 18. Lebensjahr geht, sonst müsste man den 
Vater belangen vor Gericht. Ich bin froh, dass es so ent- 
schieden wurde.“ 

Alleinerziehende Mutter, 30–50 Jahre, Dresden

Dass es für Männer die Möglichkeit gibt, Elternzeit zu nehmen, 
wird von Frauen positiv vermerkt und auch als gute Familien-
politik betrachtet. Wird dann auch die häusliche Arbeit gerecht 
verteilt, haben Frauen eine höhere Lebensqualität. Das ist je-
doch noch nicht der Fall. Mit dem Anspruch auf Elternzeit zur 
Betreuung und Erziehung von Kindern hat der Gesetzgeber 
wichtige Rahmenbedingungen dafür geschaffen, patriarchale 
Strukturen aufzubrechen. Einige Frauen haben allerdings den 
Eindruck, dass Elternzeit für Väter „eine Sabbat-Zeit [ist], sie 
haben frei, genießen die schönen Momente, nutzen es aus, 
Sonderurlaub“ (Mutter in Partnerschaft, 30‑50 Jahre, Essen). 
Sie ändert noch nicht genug an der weiterhin vorhandenen 
Mehrfachbelastung von Beruf, Pflichten im Haushalt und Für-
sorge. Es bedarf daher weitreichender gesellschaftlich-kultu-
reller Veränderungen, damit auch Männer ein größeres Ver-
antwortungsbewusstsein entwickeln. Auch hier kann die 
Politik weiter ansetzen.

Bezogen auf die Segmente sind es die Familien-Orientierten, 
die in erster Linie von einer partnerschaftlichen Aufteilung der 
Fürsorge- und Familienarbeit profitieren, während die Existen-
ziell Bedrohten vor allem auf finanzielle Unterstützung ange-
wiesen sind.

Soziale Ungleichheit bekämpfen, Altersarmut 
verhindern

Aus vielen Studien ist bekannt, dass soziale Ungleichheit und 
Angst vor Armut zu den größten Sorgen der Deutschen ge-
hören.15 Ungleichheit, Armutsängste und unsichere Aussichten 
für die Zukunft bewegen auch die Frauen in dieser Studie. Auf 
der einen Seite stehen die sozialen Ängste. Den Lebensabend 
einsam zu verbringen, fürchten viele:

„Ich habe mir nicht vorgestellt, im Alter allein zu sein.“

Alleinlebende Mutter, 50–70 Jahre, Essen 

Auch die Aussicht auf Pflegebedürftigkeit und damit verbunde- 
ne potenzielle Abhängigkeit von Angehörigen bewegt viele:

„Ich kann [meine Eltern] nicht aufnehmen. Wie soll ich 
sie pflegen? Das wollen sie auch nicht. Sie kommen in 
ein Alters- oder Pflegeheim. Sie kommen in die letzte 
Kaschemme, weil sie es nicht zahlen können.“ 

Alleinerziehende Mutter, 30–50 Jahre, Essen

Auf der anderen Seite stehen die finanziellen Ängste, die mit 
dem Gefühl von Ungerechtigkeit einhergehen. Es erscheint zu 
Recht widersprüchlich, dass heutige Generationen mehr leis-
ten müssen – größere Summen über einen längeren Zeitraum 
in die Altersvorsorge einzahlen –, dafür aber weniger Gegen-
leistung zu erwarten haben als vorherige Generationen:

15	 Siehe zum Beispiel die Ipsos-eigene Langzeitstudie What Worries the 
World, die monatlich in 28 Ländern durchgeführt wird. In Deutschland 
werden dazu jeden Monat 1.000 Personen im Alter von 16 bis 64 Jahren 
zu verschiedenen gesellschaftlichen Themen befragt. Oder auch Ipsos 
(2019): The Perennials – the future of ageing. 
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„Diese Aussage, die Rentner werden fitter und älter,  
das Alter wird erhöht, bis man in Rente gehen kann. 
Wir möchten nicht krank in Rente gehen, wir haben ein 
Leben lang gearbeitet und möchten das Rentenleben 
genießen. Wir möchten nicht bis 80 arbeiten und dann 
tot umfallen.“ 

Alleinerziehende Mutter, 30–50 Jahre, Essen

Gerade im Zusammenhang mit Altersarmut erwarten die Frau-
en, dass sich etwas ändert. Einige Frauen wünschen sich die 
Einführung der Grundrente, andere haben eine komplexere 
Wahrnehmung der Grundversorgung und verweisen auf stei-
gende Lebenshaltungskosten. Als Beispiel werden Mieten in 
Ballungsräumen angeführt, die von Rentner_innen kaum mehr 
finanziert werden können. Kurzum: Soziale Ungleichheit ist ein 
wichtiges Themenfeld, in dem Frauen sehr konkrete Fragen 
und Forderungen an die Politik haben.

Eine finanzielle Absicherung im Alter kommt allen Frauen über 
alle Segmente hinweg zugute. Dennoch würden die Einzel-
kämpferinnen hier am meisten profitieren, da viele Frauen in 
diesem Segment alleinlebend und bereits etwas älter sind und 
daher von Alterssorgen akut betroffen sind. 

5.2.2  WIEDERHERSTELLUNG GLAUB- 
WÜRDIGER POLITIK

Vertrauensvolle und authentische Politik

Damit Bürgerinnen wieder Vertrauen in das politische System 
schöpfen, müssen geschlechter- und familienpolitische The-
men verbindlicher und sichtbarer verankert werden. Die Ziele 
politischer Programme sollten klar definiert und messbar um-
setzbar sein und umgesetzt werden. 

Abgesehen vom Inhalt politischer Programmatiken ist es Frau-
en wichtig, sich mit gesellschaftlichen Entscheidungsträger_in-
nen identifizieren zu können. Das Defizit an Frauen in führen-
den Positionen, unter anderem in der Politik, nimmt ein 
Großteil von Frauen weiterhin als problematisch wahr. Frauen 
wünschen sich mehr Sichtbarkeit weiblicher Rollenbilder in-
nerhalb von Politik und Gesellschaft, mit denen sie die eigene 
Lebenssituation verbinden können. So empfinden manche 
Bürgerinnen Politikerinnen mit Kindern als weitaus glaubwür-
diger und fachlich kompetenter als andere Repräsentant_innen.
Eine vertrauensvollere und authentischere Politik ist für alle 
Befragten wichtig. Doch im besonderen Fokus stehen die Ein-
zelkämpferinnen, die am stärksten als politikfern gelten. Zwar 
ist es besonders schwer, diese Frauengruppe mit Politik anzu-
sprechen, gleichzeitig gibt es aber hier den größten Bedarf, 
eine Vertrauensbasis herzustellen.

Bessere Informationen – leichterer Zugang zu 
Unterstützungsleistungen

Nicht jede Frau fühlt sich richtig informiert über bestehende 
Sozialleistungen und sieht hier die fehlende Transparenz der 
Politik in der Verantwortung. So bemängelt eine Befragte: 

„Man erfährt nie etwas freiwillig, man muss sich alles 
erkämpfen, es wird totgeschwiegen, damit es keiner 
beantragt. Gesetze werden geändert, vieles bekommt 
man nicht gesagt.“ 

Mutter in Partnerschaft, 30–50 Jahre Essen

Es gibt daher erheblichen Verbesserungsbedarf bei der Kom-
munikation über bestehende Leistungen. Die Politik sollte sich 
darüber Gedanken machen, wie Bedürftige besser erreicht 
werden können. Werden die Kommunikationskanäle des  
21. Jahrhunderts adäquat genutzt? 

Auch die eigentliche Antragstellung wurde kritisiert. Für einige 
Frauen ist die überkomplizierte Sprache der deutschen Ver-
waltung eine große Hürde dabei, Zugang zu Leistungen zu 
bekommen: 

„Man hat so viele Hürden, Formulare, Formulare, wenn 
man sie nicht versteht, hat man Pech gehabt.“ 

Mutter in Partnerschaft, 30–50 Jahre, Essen

Programme und Angebote müssen so optimiert werden, dass 
ein größtmöglicher Anteil der Zielpersonen erreicht wird. 

Ganzheitliche Politik – Geschlechter- und Familienpo-
litik als Querschnittspolitik

Frauen in prekären Einkommenslagen sind eine hoch hetero-
gene Gruppe. Es gibt nicht die eine politische Lösung. Statt 
derer muss zielgerichtete Politik auf die vielfältigen Bedürfnis-
se einzelner Gruppen eingehen. Wie umfassend dargestellt, 
zieht sich Geschlechter- und Familienpolitik durch alle Politik-
felder und alle politischen Ebenen. Damit wirksame Maßnah-
men entwickelt werden können, welche die uneingeschränk-
te Teilhabe von Frauen unterhalb der Mittelschicht am ge- 
sellschaftlichen Leben ermöglichen, müssen komplexe Zusam-
menhänge permanent analysiert werden: Welchen Einfluss 
haben arbeitsmarktpolitische Interventionen auf das Famili-
enleben, in welchem Zusammenhang stehen sie mit den ge-
gebenen Betreuungsinfrastrukturen auf kommunaler Ebene 
etc.? Einzelne Politikfelder können nicht losgelöst von anderen 
betrachtet werden. Es bedarf grundsätzlich einer ganzheitli-
chen Perspektive, um die Handlungsspielräume von Frauen 
zu vergrößern und das Entstehen und Verharren von Frauen 
in prekären Einkommenslagen zu verhindern.
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Gute Politik für Frauen mit geringem Einkommen
„Man erkennt den Wert einer Gesellschaft daran, wie sie mit den Schwächsten 
ihrer Glieder verfährt.“ Diese Messlatte, die Gustav Heinemann in der Ära des 
Deutschen Wirtschaftswunders an eine „gute Gesellschaft“ anlegte, gilt einmal mehr 
in Zeiten, in denen die Verwerfungen des Arbeitsmarktes und des Sozialstaates 
dazu beitragen, dass die „schwächsten Glieder“ zahlenmäßig mehr und schwächer 
werden.

Frauen mit geringem Einkommen sind in der Regel in Erwerbsverhältnissen, die von 
„guter Arbeit“ weit entfernt sind. Das bedeutet zum einen, dass jeder Cent zählt, 
besonders für die Mütter unter ihnen. Zum anderen ist die Vereinbarkeit der Für-
sorge für Kinder oder ältere Angehörige noch schwieriger. Die notwendige Zeit 
dazu fehlt und das Einkommen reicht oft nicht aus für private Betreuungsangebote. 
Für alleinerziehende Frauen kommt erschwerend hinzu, dass finanzielle Engpässe 
oder abzudeckende Fürsorgebedarfe nicht partnerschaftlich aufgefangen werden.

Was kann die Politik tun, um Frauen mit geringem Einkommen zu entlasten? Die 
Autor_innen dieser Studie haben Frauen, die weniger als das mittlere bedarfsge-
wichtete Nettoeinkommen in Deutschland zur Verfügung haben, nach ihren Le-
bensrealitäten und wie diese verbessert werden könnten, befragt. Auf dieser Grund-
lage gibt die Studie klare Handlungsempfehlungen.

Weitere Informationen zum Projekt finden Sie hier: 
www.fes.de/fuer-ein-besseres-morgen 

Weitere Informationen zum Thema  
Geschlechtergerechtigkeit und -politik finden Sie hier: 
www.fes.de/gender
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